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Rauschen

Es flüstert der Wind in den Bäumen, es raschelt und rauscht, wenn die
Blätter und Zweige bei seiner Durchfahrt aufeinander schlagen oder
sich aneinander reiben.

Jenes stete Rauschen wird es sein, das in seiner Deutlichkeit und
Indifferenz zugleich Pate stand bei der Bestimmung jedweder Lärm- oder
Lautkulisse, bei der eine sprach- oder verständigungsgestützte Absicht
auszuschließen war.

Bis auf den Begriff des Rausches, der dem Verhalten unter dem
gleichzeitigen Einfluß unterschiedlichster Ursachen sein zufälliges
und spontanes Muster verleiht, ist dem Rausch dieselbe Quelle
zuzusprechen, wie sie dem Rauschen abgewonnen wird. Die
spinnennetzartige Entuferung eines Musters, wie sie dem Rauschen gerne
unterstellt oder dem Geräusch als Ursache oft zugesprochen wird,
erweist sich bei näherem Hinsehen einfach nur als
Interpretationshilfe.

Bleibt im Kern doch nur das Geräusch, welches sich im Schrecken
unserer ersten Aufmerksamkeit findet und sich beim Lauschen dann an
jene Reflexion bindet, die im Spektrum der Erinnerung und Erfahrung
eine Lösung und längst Vertrautes dafür sucht, um im archaischen Sinne
die notwendige Entwarnung geben zu können, sich fortgesetzter
Aufmerksamkeit und Anspannung zu entledigen.

Das Geräusch kann jedoch auch zur sprachzugangsfreien Mutmaßlichkeit
beitragen, alle damit zu verknüpfenden Eventualitäten begreifen zu
wollen und unter Kontrolle zu bekommen. Doch bleibt am Ende das
Geräusch, um im Verhältnis zu einem solchen Erklärungsspektrum mehr
als die Dauer seiner akustischen Präsenz nachzuvollziehen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Juni 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





ATOM/218: Halbwertzeit - nicht befriedigend ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 6. Juni 2019

Atommüll-Erörterungstermin in Legden bei Ahaus wurde Mittwoch (5. Juni
2019) beendet: Bedenken nicht entkräftigt - Protest geht weiter!



(Ahaus / Legden, Bonn, Münster, 06.06.2019) Der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) weist darauf hin, dass am Mittwoch,
5. Juni 2019, in Legden bei Ahaus (Kreis Borken) der Erörterungstermin,
bei dem es um das Atommülllager in Ahaus ging, beendet wurde. Konkreter
Anlass des Termins war die beantragte Verlängerung der Lagerfrist für
schwach- und mittelradioaktiven Atommüll. Die aktuelle
Lagerungsgenehmigung läuft am 20. Juli 2020 aus. Beantragt ist jetzt
eine Lagerungsdauer bis Ende 2057. Gegen diese verlängerte Lagerfrist
wurden mehr als 1000 Einsprüche bei der zuständigen Bezirksregierung in
Münster eingereicht. Auch der BBU hatte Anfang des Jahres in einer
Stellungnahme die geplante längere Lagerdauer für schwach- und
mittelradioaktiven Atommüll abgelehnt. (Die Stellungnahme findet man auf
der Homepage des BBU [1].)

"Der Erörterungstermin wurde nach zwei intensiven Tagen am Mittwoch
gegen 18 Uhr beendet. Die Bedenken der Einwenderinnen und Einwender
wurden nicht entkräftigt. Der Protest geht weiter", so
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz in einer ersten Stellungnahme nach
der Erörterung.

Schacht Konrad ist nicht betriebsbereit

Die Pläne zur längeren Lagerdauer des schwach- und mittelradioaktiven
Atommülls wurden am ersten Erörterungstag, am Dienstag, von privaten
Einwenderinnen und Einwendern, von der Ahauser Bürgermeisterin, von der
Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus", vom BBU, von den anerkannten
Naturschutzverbänden sowie von Organisationen aus Gronau und Lingen
abgelehnt. Der Bezirksregierung Münster, die als Genehmigungsbehörde im
Verfahren fungiert, wurde mit Nachdruck dargelegt, dass das geplante
Atommüll-Endlager Schacht Konrad bei Salzgitter, in dem auch Ahauser
Atommüll gelagert werden soll, nicht betriebsbereit ist und zudem als
Endlager völlig ungeeignet ist. Im Mai hat ein Brand in der
Endlagerbaustelle für Aufsehen gesorgt. Somit steht völlig in den
Sternen, ob und wann Atommüll aus dem Ahauser Atommüll-Lager irgendwann
in den Schacht Konrad verbracht werden kann.

BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz forderte bei dem Erörterungstermin
die sofortige Stilllegung aller Atomkraftwerke und sonstiger
Atomanlagen, damit nicht ständig neuer Atommüll produziert wird. Er
kritisierte am ersten Erörterungstag, dass die grenznahe Bevölkerung in
den Niederlanden nicht über das Genehmigungsverfahren und den
Erörterungstermin informiert wurden. Er beantragte, dass Informationen
zum Verfahren in niederländischer Sprache veröffentlicht werden und dass
auch die Kommunen im Umkreis von 25 Kilometern rund um Ahaus offiziell
am Genehmigungsverfahren beteiligt werden.

Atomtransporte von und nach Ahaus: Beunruhigend und nicht
hinnehmbar*

Am zweiten Erörterungstag ging es unter anderem um Fragen zu den Themen
Brandschutz und um die Gefahren der Niedrigstrahlung. Außerdem wurden
die mit dem Ahauser Atommüll-Lager verbundenen Atomtransporte
hinterfragt. Hierbei ergaben sich für die Einwenderinnen und Einwender
neue beunruhigende und nicht hinnehmbare Aspekte. Diese Aspekte werden
jetzt von den Gegnerinnen und Gegnern des Lagers, aber auch von der
Bezirksregierung, aufgearbeitet und bewertet.

Trotz einiger Irritationen bei der Durchführung des Erörterungstermines
bekundeten die Leitung des Erörterungstermins (eine Delegation der
Bezirksregierung Münster) sowie die Einwenderinnen und Einwender
gegenseitig ihren Respekt. Der Verlauf der Erörterung wurde letztlich
als sachlich bezeichnet.

Nach dem Ablauf des Erörterungstermins wird jetzt von der
Bezirksregierung Münster ein Wortprotokoll der ganzen Erörterung
angefertigt, das demnächst von allen Einwenderinnen und Einwendern
angefordert werden kann. (Weitere Informationen zum ganzen
Genehmigungsverfahren siehe unter [2]).

Der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) wird der
Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus", die auch im BBU organisiert
ist, weiterhin zur Seite stehen und die Aktivitäten der Bürgerinitiative
unterstützen.

Weitere Informationen zum Atommülllager in Ahaus, zu drohenden
Castor-Atommülltransporten nach Ahaus und zu weiteren Aspekten des
weiten Themenfeldes "Atommüll" unter:

https://www.bi-ahaus.de

https://ahauser-erklaerung.de

https://atommuell-protest.de

https://ag-schacht-konrad.de

https://www.bi-luechow-dannenberg.de

https://www.atommuellreport.de

http://www.atommuellkonferenz.de

https://bbu-online.de


Anmerkungen:

[1] https://bbu-online.de/Einwendungen/BBU%20Stellungnahme%20Ahaus%20Maerz%202019.pdf

[2] http://www.bezreg-muenster.de/de/service/bekanntmachungen/verfahren/strahlenschutz/zwischenlager_ahaus/index.html.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 06.06.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/608: Klimakampf und Kohlefront - Konsens und Solidarität ... (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 7. Juni 2019

Umweltverbände zeigen sich solidarisch mit Protest-Netzwerk Ende Gelände
2019 



Keyenberg, 7. Juni 2019. Umwelt- und zivilgesellschaftliche Organisationen
zeigen sich solidarisch mit den friedlichen Aktionen zivilen Ungehorsams
des Protest-Netzwerks Ende Gelände. Tausende Aktivistinnen und Aktivisten
wollen sich ab 19. Juni 2019 vor Kohlebagger und -züge im Rheinischen
Braunkohlerevier setzen. Sie fordern den sofortigen Kohleausstieg und
Klimagerechtigkeit weltweit.

17 Organisationen haben die Solidaritäts-Erklärung unterzeichnet. Darin
heißt es: "Zwanzig weitere Jahre Kohle-Verbrennung sind mit dem Pariser
Klimaabkommen nicht vereinbar. Wir fordern, dass der Hambacher Wald und die
derzeit noch bedrohten Dörfer erhalten bleiben. Wir können angesichts der
bedrohlichen Klimakatastrophe nachvollziehen, wenn sich jetzt Menschen zum
zivilen Ungehorsam gegen den Kohleabbau gezwungen sehen." Zu den
Unterzeichnern gehören neben Campact unter anderem der BUND, Oxfam, Robin
Wood, Urgewald und die NaturFreunde.

Am 22. Juni gibts es am Tagebau Garzweiler außerdem einen Aktionstag unter
dem Motto "Kohle stoppen - Klima und Dörfer retten!". Schülerinnen und
Schüler der Fridays-for-Future-Bewegung machen sich um 11 Uhr von
Hochneukirch bei Erkelenz auf den Weg in Richtung des bedrohten Dorfes
Keyenberg, zeitgleich startet aus Erkelenz eine Fahrrad-Demo. Um 13 Uhr ist
die Aktion "Platz nehmen" geplant, bei der sich Demonstrantinnen und
Demonstranten symbolisch zwischen Keyenberg und den Tagebau stellen werden.


Hinweise:

Den Wortlaut der Solidaritäts-Erklärung finden Sie unter:

https://www.campact.de/wp-content/uploads/2019/06/Soli-Erkla%CC%88rung_EG_2019.pdf:

Informationen zur Aktion von Ende Gelände:

www.ende-gelaende.org/de/aktion

Infos zum Aktionstag 22. Juni:

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionstag

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/607: Klimakampf und Kohlefront - Alle Dörfer bleiben ... (Bündnis "Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

Kohleausstieg: "Wir leisten Widerstand, bis unsere Dörfer gerettet
sind!"

Betroffene aus allen Braunkohlerevieren fordern Bestandsgarantie für
bedrohte Orte



Berlin. Tagebaubetroffene aus der Lausitz, dem Rheinland und dem Leipziger
Land haben sich heute mit gemeinsamen Forderungen an die Bundes- und
Landespolitik gewandt. Das Bündnis "Alle Dörfer Bleiben!" nimmt die
Bundesregierung in die Pflicht, den Erhalt aller bedrohten Dörfer zu
garantieren, fordert Mitbestimmung in der Ausgestaltung des
Kohleausstiegsgesetzes und kündigt Proteste am Braunkohle-Tagebau
Garzweiler an. Drei Vertreter*innen aus den Braunkohlerevieren stellten die
Forderungen heute auf einer Pressekonferenz in Berlin vor.

"Die Politik verschleppt den Kohleausstieg und das wird auch auf unserem
Rücken ausgetragen. Durch die Kohlekommission hat sich für uns nichts
geändert: Es steht weiterhin unser Zuhause auf dem Spiel. Dabei ist es
absurd, im Jahre 2019 noch Dörfer für Braunkohle zu zerstören. Wir fordern
von der Bundesregierung jetzt eine Garantie, dass alle bedrohten Dörfer
bleiben können", erklärte Britta Kox von der rheinischen Gruppe des
Bündnisses "Alle Dörfer Bleiben!". "Zu lange wurden unsere Interessen von
den Bundes- und Landesregierungen nicht beachtet. Deshalb nehmen wir unsere
Zukunft selbst in die Hand. Wir bleiben hier und kämpfen um unsere Dörfer,
bis unsere Forderung Realität geworden ist."

Hannelore Wodtke von der Initiative "Grüne Zukunft Welzow" in der Lausitz
ergänzt: "Wir fordern Geld für lebenswerte Dörfer statt nur für die
Industrie. Die Eckpunkte für die Strukturförderung sind so nicht
akzeptabel. Wie kann der Strukturwandel gelingen, wenn die
Ministerpräsidenten Laschet, Woidke und Kretschmer weiter daran festhalten
Kindergärten, Kirchen und ganze Dörfer für die Braunkohle zu zerstören?
Seit Jahrzehnten werden uns in Proschim Investitionen vorenthalten. Es gilt
jetzt die Zukunft des Ortes zu gestalten und ihn lebenswert zu machen."

Eine wichtige Forderung des Bündnisses ist eine Novellierung des
Bundesberggesetzes: "Die Bundesregierung muss endlich das uralte
Bundesbergrecht reformieren und die Enteignungsparagraphen aussetzen. Nicht
mehr der Abbau von Braunkohle, sondern Klimaschutz ist im Interesse der
Allgemeinheit. Das verdeutlicht auch die junge Generation. Wir sehen uns
als Teil einer vielfältigen Bewegung für Klimagerechtigkeit und treten
gemeinsam dafür ein, dass das 1,5 Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens
eingehalten wird", so Jens Hausner von der Initiative "Pro Pödelwitz"

Alle Dörfer Bleiben!" ist ein bundesweites Bündnis, in dem sich Betroffene
aller Braunkohle-Regionen und Aktive aus der Klimagerechtigkeitsbewegung
gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und Klimazerstörung einsetzen. Das Bündnis
plant für den 22. Juni unter dem Motto "Kohle stoppen! Klima und Dörfer
retten!" einen großen Aktionstag im Rheinischen Revier, zu dem auch Fridays
for Future, Campact, Greenpeace, BUND und die Naturfreunde aufrufen.


Weitere Informationen:

www.alle-doerfer-bleiben.de

Die Forderungen können Sie herunterladen unter:

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/wp-content/uploads/2019/06/ADB_Forderungen.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/606: Klimakampf und Kohlefront - präventive Drohungen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 5. Juni 2019

Ende Gelände reagiert auf Einschüchterungsversuche der Polizei Aachen
+++ Einladung zu kreativem Protest für eine Zukunft ohne Klimakrise



Köln - Ende Gelände wehrt sich gegen Einschüchterungsversuche von Seiten
der Polizei im Vorfeld der angekündigten Proteste am Tagebau Garzweiler im
Rheinland. Die Aachener Polizei versendet offenbar Briefe an Schulen im
Regierungsbezirk Köln und droht Menschen, die an den Aktionen von Fridays
for Future und Ende Gelände teilnehmen möchten, in "aggressive
Auseinandersetzungen zu geraten" sowie in eine "Strafbarkeitsfalle" zu
tappen.

"Ende Gelände ist eine Bewegung, die sich aus der Breite der Bevölkerung
zusammensetzt. Unser Aktionskonsens stellt sicher, dass wir uns ruhig und
besonnen verhalten und keine Menschen gefährden. Die Polizei Aachen
versucht nun, mit falschen Unterstellungen eine ganze Bewegung zu
diskreditieren. Damit wird sie keinen Erfolg haben", sagt Kathrin
Henneberger, Pressesprecherin von Ende Gelände.

"Die Vergangenheit hat gezeigt: Menschen, die bei Ende Gelände teilnehmen,
halten sich an unseren Aktionskonsens, die eskalierende Gewalt geht klar
von Seiten der Polizei aus. Wir fragen Polizeipräsident Dirk Weinsbach: Wie
stellt er sicher, dass es nicht zu rechtswidriger Polizeigewalt gegen Ende
Gelände und Fridays for Future kommt?", fragt Henneberger.

"Während die Politik beim Thema Klimaschutz untätig geblieben ist, sind wir
immer weitergewachsen. 50.000 Menschen haben letztes Jahr gemeinsam für den
Hambacher Wald demonstriert. Wir laden alle ein, sich selbst ein Bild zu
machen von unseren vielfältigen und kreativen Protesten für eine Zukunft
ohne Klimakrise. Tausende werden vom 19.-24. Juni die Braunkohletagebaue im
Rheinland stilllegen und das Zeitalter der fossilen Energien beenden", so
Henneberger.

Ende Gelände ist ein Aktionsbündnis für sofortigen Kohleausstieg,
Klimagerechtigkeit und einen grundlegenden Systemwandel. Mit Massenaktionen
zivilen Ungehorsams haben über 6.000 Aktivist*innen im Oktober 2018 für 24
Stunden die Kohle-Infrastruktur am Tagebau Hambach im Rheinland blockiert.
Dabei stellte nach rechtlicher Würdigung der Gesamtumstände durch die
Staatsanwaltschaft Aachen das Besetzen der Gleise keine Straftat dar.


https://www.presseportal.de/blaulicht/pm/11559/4099955

Link Aktionskonsens von Ende Gelände:

https://www.ende-gelaende.org/de/aktionskonsens-2019/

Link Brief der Polizei:

https://twitter.com/jdoeschner/status/1136008886593437697

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 05.06.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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RAUBBAU/118: Fracking nicht mit uns - nicht weniger schädlich ... (Extinction Rebellion)


Extinction Rebellion - 5. Juni 2019

Extinction Rebellion protestiert gegen Bundesratsentscheidung für
klimaschädliches Fracking-Gas



Berlin - Am Freitag, dem 07. Juni wird im Bundesrat im Eilverfahren über
millionenschwere Investitionen für Flüssiggas-Infrastruktur entschieden.

Extinction Rebellion wird mit mehreren Organisationen ab 9.00 Uhr vor dem
Bundesrat (Leibziger Str. 3-4) protestieren. Aus ihrer Sicht würde eine
Entscheidung für diese Investitionen richtungsweisend eine extrem
klimaschädliche Technologie befördern.

Die Aktivist_innen werden neben einer 9 Meter langen Gaspipeline mit einer
symbolischen Tod Performance (Die-In) auf die Konsequenzen des Einsatzes
von Fracking-Gas hinweisen.

"Ohne große Debatte in der Bevölkerung soll hier eine Verordnung vom
Bundesrat durchgewunken werden um Anlandeterminals für importiertes
Fracking-Gas aus den USA zu errichten," sagt Annemarie Botzki von
Extinction Rebellion Berlin.

"Dies steht im krassen Widerspruch zum Ziel der Bundesregierung den
Klimaschutz zur obersten Priorität zu machen . Dies verdeutlicht, dass die
Bundesregierung auch in Zukunft auf fossile Brennstoffe statt auf
erneuerbare Energien setzt. Es ist ein Schritt in die falsche Richtung und
im Angesicht der dramatischen Klimakrise absolut unverantwortlich und nicht
zeitgemäß!"

Flüssiggas soll als Übergangstechnologie im Rahmen der Energiewende genutzt
werden, auch da es als weniger klimaschädlich gilt als andere fossile
Brennstoffe. Die Aktivist_innen weisen dagegen darauf hin, dass die
vermeintliche Klimafreundlichkeit von Flüssiggas wissenschaftlich widerlegt
worden sei. Eine Studie der Universität Manchester hat gezeigt, dass die
Produktion, der Transport und Leckagen zu großen Treibhausgasemissionen
führen.

"Wir fordern die Landesregierungen auf sich gegen die vorgeschlagene
Drucksache einzusetzen und sie zu verhindern!, " sagte Botzki.


Über Extinction Rebellion:

Die aus Großbritannien stammende Bewegung ist mittlerweile in über 40
Ländern aktiv und fordert Regierungen und Bevölkerung mit Aktionen zivilen
Ungehorsam dazu auf, endlich Maßnahmen gegen die Klimakatastrophe und die
ökologische Krise zu ergreifen. Die drei Kernforderungen der Bewegung sind:


	Die Regierung muss die volle Wahrheit über die ökologische Krise offenlegen und mit den Medien die absolute Dringlichkeit des Wandels an die gesamte Bevölkerung kommunizieren.

	Die Regierung muss die notwendigen Maßnahmen verbindlich ergreifen, um die Netto-Treibhausgas-Emissionen in Deutschland bis 2025 auf Null zu reduzieren und das allgemeine Niveau des Ressourcenverbrauchs zu senken.

	Eine Bürger_innenversammlung wird einberufen, die diese Maßnahmen begleitet und gewährleistet, dass der Wandel gerecht und demokratisch abläuft.



 * 

Quelle:

Extinction Rebellion, 5. Juni 2019

E-Mail: presse@extinctionrebellion.de

Internet: www.extinctionrebellion.de
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KOHLEALARM/605: Klimakampf und Kohlefront - es gibt keine Not ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 4. Juni 2019

++ Klimaschutz setzt neue Hürden für Enteignungen /
BUND-Rechtsgutachten: Zerstörung weiterer Dörfer für die Braunkohle wäre
verfassungswidrig ++



Düsseldorf/Berlin. Zwangsenteignungen für die Fortführung der
Braunkohlentagebaue Garzweiler und Hambach sind angesichts der gestiegenen
Klimaschutzvorgaben nicht mehr zulässig. Das ist das zentrale Ergebnis
eines vom Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) heute in dem
vom Tagebau Garzweiler unmittelbar bedrohten Dorf Keyenberg (Rheinland)
vorgestellten Rechtsgutachtens "Beschränkung von Enteignungsmöglichkeiten
für Braunkohlentagebaue durch Klimaschutzvorgaben". Der BUND beauftragte
mit dem Gutachten die Frankfurter Kanzlei Philipp-Gerlach & Teßmer, die im
Jahr 2013 bereits erfolgreich die Verfassungsbeschwerde des BUND NRW gegen
die Enteignung seiner Streuobstwiese im Tagebau Garzweiler I vertreten
hatte.

"Das Gutachten zeigt: Die Zerstörung weiterer Dörfer für die
Braunkohlentagebaue ist nicht nur überflüssig, sondern verbietet sich auch
aus verfassungsrechtlicher Sicht", sagte der BUND-Vorsitzende Hubert
Weiger. "NRW-Ministerpräsident Armin Laschet ist gefordert, sofort einen
Abrissstopp mit dem Kohlekonzern RWE zu vereinbaren."

Ungeachtet der Empfehlungen der sogenannten Kohlekommission zum
beschleunigten Braunkohlenausstieg forciert die RWE Power AG nach Angaben
der Betroffenen derzeit die Umsiedlungsmaßnahmen in den bedrohten Dörfern.
Nach den RWE-Plänen sollen allein für den Tagebau Garzweiler noch etwa
1.600 Menschen in fünf Dörfern sowie vier Höfe weichen.

"Aufgrund der verfassungsrechtlichen Voraussetzungen sind Grundabtretungen
über das Jahr 2019 hinaus nur noch in beschränktem Umfang zulässig", so das
Fazit des Bergrechtsexperten Dirk Teßmer. "Insbesondere ist keine
Enteignung von Grundstücken mehr zu rechtfertigen, deren Inanspruchnahme
auf eine nicht mehr klimazielverträgliche Förderung und Verstromung von
Braunkohle abzielt." Die Restfördermengen müssten aus Gründen des
verfassungsrechtlich gebotenen Eigentumsschutzes deshalb auf solche Flächen
beschränkt werden, deren Abbau im Einklang mit den
Klimaschutzverpflichtungen noch möglich ist.

Wie zahlreiche Gutachten und Studien belegen, ist es zur Erreichung der
deutschen Klimaschutzziele erforderlich, die Braunkohlenförderung und -
verstromung drastisch zu reduzieren. Durch die Ratifizierung des Pariser
Klimaschutz-Abkommens sind die Anforderungen noch einmal erhöht worden. Das
nationale Klimaziel 2020 sowie das - noch nicht entsprechend dem Pariser
Abkommen erhöhte - europäisch verbindliche Klimaziel für 2030 erfordert ein
starkes Absinken der Kohleverstromung. Entsprechend sieht die
Kohlekommission in ihrem Abschlussbericht vor, dass die
Braunkohlenverstromung bereits bis 2030 deutlich reduziert wird und in den
2030er Jahren ausläuft. Der Großteil der in den landesplanerisch
genehmigten Tagebauen noch vorhandenen Braunkohle muss deshalb im Boden
bleiben. Aus Klimaschutzsicht hält der BUND sogar ein Auslaufen der
Braunkohlenverstromung bis spätestens 2030 für erforderlich.

"Bei einer 1:1-Umsetzung der Empfehlungen der Kohlekommission verbietet
sich nicht nur die Zerstörung des Hambacher Waldes, auch alle Dörfer können
und müssen stehen bleiben", so der stellvertretende BUND-Landesvorsitzende
Thomas Krämerkämper. "Durch eine mögliche Umplanung der Tagebaue ist deren
Fortführung dabei ohne weitere Devastierungen auf Jahre sichergestellt."

Die Kohlekommission hatte empfohlen, bis Ende 2022
Stromerzeugungskapazitäten von 3,1 Gigawatt an Braunkohlenkraftwerken
stillzulegen und auch danach die Kraftwerksleistung stetig zu verringern,
um das Sektorklimaziel 2030 erreichbar zu machen. Zusammen mit der bereits
begonnenen Überführung von Kraftwerksblöcken in die sogenannte
"Sicherheitsbereitschaft" gingen damit kurzfristig 12
Braunkohlenkraftwerksblöcke im Rheinland vom Netz. Dadurch halbiere sich
die Fördermenge in den Tagebauen Garzweiler und Hambach von heute etwa 70
auf 35 Millionen Tonnen. Auch ohne weitere Zerstörung von Wald und Dörfern
sind nach einem Gutachten des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung
(DIW) bei geänderter Abbauführung aber noch bis zu 815 Millionen Tonnen
Braunkohle gewinnbar. Die Kohlemengen sind also mehr als ausreichend, um
die verbleibenden Kraftwerksblöcke sicher zu betreiben.

Vor diesem Hintergrund ist der BUND überzeugt, dass Enteignungsanträgen der
RWE Power AG nicht mehr entsprochen werden kann. Dies gilt insbesondere
dann, wenn sich die Anträge auf Grundstücke beziehen, die innerhalb von
Ortslagen beziehungsweise im unmittelbaren Umfeld von Ortslagen liegen oder
es sich um Flächen handelt, die aufgrund der Erhaltung des Hambacher Waldes
nicht mehr in Anspruch zu nehmen sind.

"Dass RWE trotzdem weiter Fakten schafft, ist ein Unding", empört sich Dirk
Jansen, Geschäftsleiter des BUND NRW. "Wir erwarten von Ministerpräsident
Armin Laschet, dass er der nicht nur unnötigen, sondern auch den
Klimazielen zuwiderlaufenden Zerstörung Einhalt gebietet." Zusammen mit 40
anderen Verbänden und Initiativen hatte der BUND die Landesregierung in
einem offenen Brief aufgefordert, ein Moratorium zu erlassen, bis die
politischen Entscheidungen zum Kohleausstieg getroffen und umgesetzt sind.
Am Ende müsse eine Bestandgarantie für den Hambacher Wald und alle Dörfer
stehen, so die Verbände.

Um all diesen Forderungen Nachdruck zu verleihen, ruft der BUND zusammen
mit anderen Organisationen und der Initiative "Alle Dörfer bleiben" zu
einem Aktionstag am 22. Juni 2019 auf. Mehrere tausend Menschen werden dann
am Tagebau Garzweiler erwartet.


Mehr Informationen:

Das Rechtsgutachten "Beschränkung von Enteignungsmöglichkeiten für
Braunkohlentagebaue durch Klimaschutzvorgaben" als Download.

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/Aktionen/2019_06_05_PK_Enteignungen/20190603_RAePGT_Gutachten_Klimaschutzvorgaben_vs_BK-Enteignungen_im_Rheinland_EF.pdf

Den offenen Brief an Ministerpräsident Armin Laschet finden Sie
unter:

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/Aktionen/2019_05_29_Brief_Laschet_final.pdf

Hintergrundpapier: "Der Hambacher Wald und alle Dörfer müssen bleiben.
Konsequenzen aus dem Bericht der Kohle-Kommission":

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/Aktionen/2019_06_05_PK_Enteignungen/2019_06_04_Background_PK.pdf

Informationen zum Aktionstag am 22.06.2019: www.klima-doerfer-retten.de

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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AUSSICHTEN/8664: Und morgen, den 09. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.06.2019 bis zum 10.06.2019 +++






[image: Jean-Luc 8664 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Sonne etwas,

Wolken viel,

Jean hockt im Gras,

träumt beim Spiel.
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ITALIEN/269: Steht auch Italien vor Neuwahlen? (Gerhard Feldbauer)


Steht auch Italien vor Neuwahlen?

Im Gespräch ist bereits der September

Sternepartei droht Katastrophe

von Gerhard Feldbauer, 7. Juni 2019



Nachdem sich nach den EU-Wahlen das Zerwürfnis zwischen der
faschistischen Lega und der rechten Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) in der
Regierung zuspitzt, scheinen Neuwahlen in Italien immer
wahrscheinlicher. Die Turiner La Stampa nannte als Termin
bereits den 22. oder 29. September, damit eine neue Regierung genug
Zeit habe, um den Haushalt für 2020 zu verabschieden. Vize-Premier und
Innenminister Matteo Salvini, dessen Lega am 26. Mai 34,33 Prozent
einfuhr, könnte mit einem ähnlich hohen Ergebnis rechnen und mit den
Faschisten der Forza Italia (FI) von Ex-Premier Berlusconi und den
Brüdern Italiens (FdI) von Giorgia Meloni eine Regierung bilden.

Die Sterne-Partei, deren Chef Luigi Di Maio als Vize-Premier und
Arbeitsminister sich nicht nur bedingungslos dem migrantenfeindlichen
Kurs der Lega unterordnete, sondern auch keines der Wahlversprechen,
darunter ein Mindesteinkommen, realisieren konnte, wurde von ihren
Wählern abgestraft. Sie sackte von 34 Prozent bei den Wahlen im März
2018 auf 17,07 Prozent ab. Vorgezogene Neuwahlen schon im September
wären für sie eine ähnliche Katastrophe.

Nüchtern denkende Sterne-Leute wie Parlamentspräsident Roberto Fico,
der als Vertreter eines "linken" Flügels auftritt, versuchen, das
Ruder herumzureißen. Nach faschistischen Gewalttaten besuchte er
antifaschistische Gedenkstätten, Aufnahmezentren von Flüchtlingen oder
Baracken afrikanischer Landarbeiter. Spektakulär war, als er am
2. Juni, dem Jahrestag der Republik, erklärte, das sei auch das Fest
aller in diesem Land lebenden "Migranten, Roma und Sinti", die die
"gleichen Rechte wie wir haben". Das war eine Kampfansage an die Lega
und Salvini reagierte empört. Di Maio begegnete Rücktrittsforderungen
mit einer Online-Abstimmung der Parteimitglieder, bei der 44.849
(zirka 80 Prozent) ihn als M5S-Führer bestätigten, was er als "großen
Sieg" der "direkten Demokratie" feierte. Zu einem energischen
Auftreten gegenüber dem Koalitionspartner nutzte er das Resultat
nicht. Salvinis "Klarstellung" zum EU-Ergebnis, die Lega sei "das
Flaggschiff auf Regierungsebene", nahm er widerspruchslos hin. Bei den
M5S-Forderungen beschränkte er sich darauf, das Mindesteinkommen und
Steuersenkungen anzusprechen und bat zur Klärung der strittigen Fragen
Premier Conte, der als "Marionette" des Lega-Chefs gilt, einen
Dreiergipfel einzuberufen, der bis heute aussteht.

Weder kam es dem Sterne-Führer in den Sinn, eine Demonstration von
über 100.000 Rentnern vergangene Woche in Rom, die forderten, "die
Wirtschafts- und Sozialpolitik zu ändern", aufzugreifen, noch das
Urteil der Vorsitzenden der Gewerkschaft CISL, Annamaria Furlan, zur
Kenntnis zu nehmen, die erklärt hatte, "das Land hat kein Wachstum",
die "Interessen der Italiener interessieren die Regierung nicht".
Italien stehe nach einem Jahr dieser Regierung "schlimmer als vorher
da".

Nachdem Salvini auf seinen Standpunkten beharrte, wurde der Ton
seitens M5S schärfer, was Premier Conte veranlasste, beide
Regierungsparteien aufzufordern, ihren "Dauerstreit" zu beenden,
andernfalls werde er zurücktreten. Er erklärte, die EU-Regeln seien
gültig, solange es nicht gelinge, sie zu verändern und erinnerte,
zudem sei Italien "auf das Vertrauen der Finanzmärkte" angewiesen. Die
Nachrichtenagentur ANSA meinte, die Rücktrittsdrohung sei nicht
ernst zu nehmen. Es sei "ein letzter Versuch, den Abgrund der Krise zu
umgehen". Conte gehe es darum, "einen Konsens" zu erreichen. Der
Mailänder Corriere della Sera konstatierte dagegen,
"drastische Wahrheit" sei, dass es "so nicht weitergehen kann".

Hatte Salvini zunächst die Koalition mit den Sternen fortsetzen
wollen, damit sich diese weiter verschleißen, setzt er jetzt auf
Neuwahlen schon im September. Denn mit dem dann anstehenden Haushalt
kommen die Karten auf den Tisch: neue drastische Kürzungen der
Sozialleistungen, darunter Heraufsetzung des Rentenalters, die Erhöhung
der Mehrwertsteuer (derzeit 22 Prozent), Steuersenkungen, aber vor
allem für die Unternehmer. Die Lega könnte das Stimmen kosten, M5S
wieder Punkte bringen. Die Entscheidung werde bis Ende Juni fallen.
Dann werde es "keine Zweifel mehr an dem Willen von irgendjemandem
geben", verkündete er am Dienstag gegenüber dem Corriere della
Sera. Bis dahin will er die Eckpunkte seiner Agenda durchziehen:
Festhalten an der "Flüchtlingsabwehr", die "Flat tax" (den sogenannten
einheitlichen Steuersatz von 15 Prozent), TAV (die Bahntrasse
Turin-Lyon), den Steuererlass für Fiskusbetrüger, "Vereinfachungen"
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge (die in Italien vor allem
Korruptionsgeschäfte und mafiose Infiltration erleichtern) und
schließlich den Konflikt mit der EU fortsetzen.

In der Demokratischen Partei (PD), die sich am 26. Mai von 19 auf
22,7 Prozent steigern konnte, will man mit Neuwahlen noch warten, um
die Chancen weiter zu steigern. Man müsse "den Innenminister auf dem
Weg zu vorfristigen Neuwahlen bremsen", schrieb ihr Sprachrohr La
Repubblica. Das letzte Wort hat Staatspräsident Sergio Mattarella,
der bis Ende Juli das Parlament auflösen müsste, wenn im September
gewählt werden sollte. Er scheint, wie ANSA, nachdem er Di Maio
zu einem Gespräch empfangen hatte, andeutete, Neuwahlen in diesem
Tempo auszuschließen zu wollen. So deutet nach vorherrschenden
Medien-Meinungen (so auch Fatto Quotidiano) alles darauf hin,
während der Parlaments-Sommerferien es so zu belassen, die
Entscheidungen auf den Herbst zu verschieben und die Debatte über das
Haushaltsgesetz für 2020 abzuwarten.

 * 

Quelle:

© 2019 by Gerhard Feldbauer
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TIERE/131: Fische - im Schatten des Rochen ... (SB)




Ein Fisch mit Flügeln? Ein Fisch in einem Dracula-Vampirumhang oder
hat er doch mehr Ähnlichkeit mit einem Teufel? Was mag das für ein
merkwürdiges Wesen sein, das in den warmen Gewässern des Pazifiks und
Atlantiks beheimatet ist? In der Tat mutet sein Äußeres beeindruckend
seltsam für ein Unterwassertier, bei dem es sich um einen
Mantarochen handelt, an. Seine Kopfflossen sind sehr beweglich, stehen
hoch oder schwenken seitlich hin und her, mit dem Zweck durch diese
Bewegungen nährstoffreiches Meerwasser in Richtung seines
offenstehenden Mauls zu treiben. Da diese Flossen an Teufelshörner
erinnern, erhielt er seinen Namen "Teufelsrochen".

Seine Brustflossen sind so gewachsen, dass sie Flügeln gleichen und auch so genannt
werden. Zudem schwimmt er mit diesen Flügeln in einer für einen
Meeresbewohner ungewöhnlichen Art, die an einen Vogelflug erinnert.
Das Besondere ist, dass er durch diese Flügelschlagbewegungen sogar an
die Meeresoberfläche "fliegen" kann, doch dauert sein "Flug" nur
wenige Sekunden, dann platscht er mit einem lauten Geräusch auf die
Wasseroberfläche und taucht wieder hinab. Warum der Teufelsrochen
überhaupt gelegentlich aus dem Wasser springt, ist nicht bekannt.
Manche vermuten, er täte es aus Spaß und Freude, andere meinen, dass
er dadurch Garnelenschwärme zusammenhalten will, um sie besser jagen
zu können. Es könnte allerdings auch sein, dass dieser Fisch, der sich
mit seinen Artgenossen nur über das "Flügelschlagen" verständigen
kann, mit diesem gewaltigen lauten Aufplatschen eine besondere
Botschaft verschickt. Bewundernswert ist dieser Sprung aus dem Wasser
allemal, denn der Teufelsrochen kann bis zu 2 Tonnen
(1 Tonne = 1000kg) wiegen. Sicherlich ist ihm dabei seine große
Flügelfläche von Nutzen, seine Flügelspannweite kann 7 Meter betragen,
sein gesamter Körper bis zu 9 Metern lang werden.




[image: Ein Teufelsrochen springt halb schräg mit ausgebreiteten Flügeln aus dem Wasser - Foto: 2007, by Nick Bonzey from Corvallis, OR [CC BY-SA 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)], via Wikimedia Commons]

Springender Teufelsrochen


Foto: 2007, by Nick Bonzey from Corvallis, OR [CC BY-SA 2.0

(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)],

via Wikimedia Commons



Im Gegensatz zu anderen Rochenarten besitzt er keinen
Giftstachel und ist eigentlich eher ein sanfter Geselle. Menschen
müssen sich nicht vor ihm fürchten, doch sollten sie sich auch nicht
zu nahe an ihn heranwagen, denn so ein versehentlicher Flügelschlag
kann für einen Taucher durchaus tödlich enden. Der Teufelsrochen
ernährt sich hauptsächlich von Plankton, das er aus dem Meerwasser
mithilfe seines rechenartigen Filterapparats in seinem Maul
herausfiltert und vertilgt. Das Wasser lässt er durch die Kiemen
wieder hinausströmen. Man schätzt, dass er eine tägliche Menge
Plankton fressen muss, die ca. 14% seines Körpergewichts entspricht.
Ein wenig Zusatzkost ist daher nicht verkehrt und so stehen auch
kleine Fische, Muscheln und kleine Krustentiere auf seinem
Speisezettel. Um seine Nahrung aufzuspüren, stöbert er mit seinen
"Teufelshörnern", also den Kopfflossen im sandigen Meeresboden und
treibt sie nach bewährter Art direkt in sein Maul.


Noch nahezu unbekannt und bereits vom Aussterben

bedroht?

Sehr viel ist über die Lebensweise dieser riesigen Meeresbewohner noch
nicht bekannt. Ihre Verhaltensweisen geben Anlass zu Spekulationen,
aber gesichert ist in dieser Hinsicht noch nichts. Beobachtet wurde,
dass sie meist zu Paaren oder in größeren Gruppen leben und dass sie
viel Zeit damit verbringen, sich von Putzerfischen Parasiten oder
abgestorbenes Gewebe vom Körper entfernen zu lassen. Beeindruckend ist
das für einen Fisch ungewöhnlich große Gehirn, was einige
Wissenschaftler veranlasst, über seine Intelligenz nachzudenken.

Der Teufelsrochen soll sich eher wie ein Meeressäuger benehmen,
beispielsweise einen Menschen (Taucher) in einer Begegnung direkt
ansehen, auch soll er verspielt und neugierig sein.
Diese riesigen Rochen bevorzugen das offene Meer und schwimmen nahe
der Wasseroberfläche, aber sie halten sich auch gern in
tiefergelegenen Buchten oder in der Nähe von Korallenriffen auf. Sie
bleiben allerdings Wanderer, durchstreifen die Meere und legen dabei
viele Tausend Kilometer zurück.




[image: Ein Teufelsrochen im türkisfarbenen Meerwasser schwimmt mit weit ausgebreiteten Flügeln - Foto: 2005, by jon hanson from london, UK [CC BY-SA 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)], via Wikimedia Commons]

Riesenrochen (Teufelsrochen) unter Wasser

Foto: 2005, by jon hanson from london, UK [CC BY-SA 2.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)], via Wikimedia
Commons



Mit ihrer besonderen Art sich fortzubewegen können sie
Geschwindigkeiten bis zu 12 km/h (Stundenkilometer) erreichen, aber
sich auch sehr anmutig drehen und Purzelbäume schlagen. Sie schlafen
nicht, jedenfalls nicht so wie wir, sondern schwimmen ihr Leben lang,
denn ihr Körper muss unablässig mit Sauerstoff versorgt werden und so
muss ständig frisches Wasser durch ihre Kiemen strömen. Eine ganz
besondere Beobachtung gelang einer bekannten Meeresbiologin, die eine
Balz dieser Unterwassertiere mit ansehen konnte. Sie beschreibt, dass
es wie ein Wasserballett anzusehen sei. Vorneweg schwimmt das begehrte
Weibchen, gefolgt von bis zu 20 männlichen Rochen, die jede Bewegung
des Weibchens nachahmen. Schwenkt es nach links, so folgen alle nach links,
kippt es nach rechts, tun es die Verehrer ihm gleich. Es kann unter
Umständen viele Stunden dauern, bis das Weibchen schließlich einen
Rochen auswählt, mit dem es sich paart. Der Meeresbiologin blieb
allerdings verschlossen, nach welchen Kriterien das Weibchen seinen
Partner auswählt.

Teufelsrochen sind lebendgebärend und nach ca. 13 Monaten bringen sie
ein selten auch mal zwei Junge zur Welt. Dies geschieht nicht
jedes Jahr, sondern im Abstand von zwei bis fünf Jahren. Hinzu kommt
die späte Geschlechtsreife der Teufelsrochen, die Angaben sind
hier unterschiedlich und belaufen sich auf 5 bis 7 Jahre. Von daher
kann man sich gut vorstellen, dass das Anwachsen einer Population
dieser Tiere nur sehr langsam vonstatten geht. Werden viele dieser Tiere
gefangen, kommt es rasch zu einer Überfischung und letztendlich sind
die Bestände der Teufelsrochen stark gefährdet oder sogar vom Aussterben bedroht.


Das Leid der Teufelsrochen

Es gab im 18. und 19. Jahrhundert die wildesten Geschichten über den
Teufelsrochen, die oft von Seeleuten erzählt wurden. Sie sollen so
riesig gewesen sein, dass sie ganze Schiffe samt Mannschaft mit in die
Tiefe gerissen haben. Aus heutiger Sicht ist das natürlich Unsinn,
denn man weiß, dass sie zu den eher ruhigen und sanftmütigen Wesen
zählen. Sie wurden auch damals schon wegen ihres Fleisches,
ihres Öles und ihrer Haut gejagt, wobei alles seine bestimmte
Verwertung als Nahrung oder Medikament in der traditionellen
chinesischen Medizin fand.

In den letzten 15 Jahren sind die Bestände der Teufelsrochen weltweit
stark zurückgegangen. Viele verfangen sich in Fischereinetzen und
ertrinken, die meisten jedoch werden gefangen und zwar in solchen
Mengen, dass ihre Art vom Aussterben bedroht ist. Ein Grund dafür
ist der rasch wachsende Handel mit dem großen rechenartigen
Filterapparat in seinem Maul. Diese Kiemenrechen oder auch
Kiemenreusen werden getrocknet und beispielsweise unter der
Bezeichnung 'Peng Yu Sai' in der traditionellen chinesischen Medizin
zur Behandlung von Asthma, Ausschlägen, Windpocken und sogar Krebs
eingesetzt. Außerdem sind sie eine wichtige Zutat in einer
traditionellen Suppe. Von einem Tier können bis zu sieben Kilogramm
getrocknete Kiemenreusen "geerntet" werden. Für ein Kilogramm sind
Preise um die 500 US-Dollar zu erzielen.




[image: Ein wirklich riesiges Maul, das weit nach hinten in den Körper reicht - Foto: 1990, by Peter Geymayer [Public domain], via Wikimedia Commons]

Ein Blick in das Maul eines Teufelsrochens

Foto: 1990, by Peter Geymayer [Public domain], via Wikimedia Commons



Es sieht nicht gut aus für die Teufelsrochen, in einigen Regionen sind
sie bereits ganz verschwunden. Ein Meerestier, das mit Sicherheit
keine Gefahr für das Leben der Menschen darstellt, sondern verborgen
die Meere durchstreift, wird in Massen getötet, weil mit seinen
Mundwerkzeugen Geld gemacht werden kann. Wir wissen nicht einmal viel
über die Lebensweise, kennen weder ihre Gefühle noch ihr Denken und
rotten sie aus, ohne wirklich zu wissen, was wir damit anrichten.
Vielleicht ist das Unwissen gewollt, weil es auf diese Weise eben
einfach "nur" Fische bleiben, die man als Mensch getrost fangen und
ausbeuten kann.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://hpd.de/node/12890

https://prowildlife.de/tiere/haie-rochen/mantarochen

https://www.geo.de/natur/tierwelt/625-rtkl-rochen-was-fliegt-denn-da

https://www.zeit.de/wissen/umwelt/2013-09/mantarochen-meeresbiologie-andrea-marshall
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/1904: Deutschlandfunk - Die Rekonstruktion ausgestorbener Welten, 10.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wissenschaft im Brennpunkt

Das Blaue vom Ei

Die Rekonstruktion ausgestorbener Welten

Von Joachim Budde

Forschung aktuell

Montag, 10. Juni 2019, 16.30 - 17.00 Uhr, Deutschlandfunk



Ein rostrotes Ei mit Embryo auf rostrotem Boden, lange konnten
Paläontologen diese Versteinerung eines Oviraptors lediglich
beschreiben: Skelett, Sehnen, Verwandtschaftsverhältnisse. Seit Kurzem
aber stehen Techniken zur Verfügung, um Funden wie diesem ganz andere
Geheimnisse zu entlocken. Dabei bedienen sich die Forscher großzügig
bei anderen Disziplinen - so naheliegenden wie der Archäologie oder
der Medizin ebenso wie bei der Materialwissenschaft. Jetzt wissen wir,
dass die Echsen, die vor Jahrmillionen in den rostroten Staub sanken,
blaue Eier mit braunen Sprenkeln gelegt haben. Dass die Männchen sich
um die Brut kümmerten. Und dass es so etwas wie Kuckucksraptoren
gegeben haben muss.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2912: Deutschlandfunk - Wolfgang Amadeus Mozarts sämtliche Konzerte für Horn und Orchester, 10.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Neue Deutschlandfunk-Produktionen

Wolfgang Amadeus Mozart

Sämtliche Konzerte für Horn und Orchester

Felix Klieser, Horn

Camerata Salzburg

Aufnahme vom September 2018 aus dem Mozarteum Salzburg

Musik-Panorama

Montag, 10. Juni 2019, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Ein Kindheitstraum ist es für Felix Klieser immer gewesen, die
Hornkonzerte von Wolfgang Amadeus Mozart aufzunehmen. Als Neunjähriger
hörte der gebürtige Göttinger erstmals diese Musik. Mit seiner eigenen
Aufnahme der Hornkonzerte Mozarts hat sich Klieser fast zwei
Jahrzehnte Zeit gelassen, um mit der nötigen Reife und Erfahrung ans
Werk zu gehen. Denn Mozarts Hornkonzerte als Solist angemessen zu
interpretieren, verlangt viel Sinn für die feinen Zwischentöne, den
Witz und die plötzlichen Stimmungsschwankungen. "Zwischen Trauer und
Freude liegt manchmal nur ein halber Takt", so Felix Klieser.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Juni 2019 
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2911: Deutschlandfunk Kultur - Die Komponistin Galina Ustwolskaja, 10.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Musik des Unbewussten

Die Komponistin Galina Ustwolskaja

Von Julia Smilg

Musikfeuilleton

Montag, 10. Juni 2019, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Kraftvoll, schlicht, klar in der Botschaft. So eindringlich erscheint
die Musik der russischen Komponistin Galina Ustwolskaja (1919-2006).
Sie gilt neben Sofia Gubaidulina als die bedeutendste Komponistin
Russlands. Nur 36 Stücke hat sie im Laufe ihres Lebens geschrieben, 25
davon ließ sie gelten - Galina Ustwolskaja hat wahrhaft gerungen um
ihre Musik. Entstanden sind sehr spezielle, äußerst bedrängende Werke.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9090: Aus aller Welt - 08.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Streit um Raketenkauf - USA erhöhen ihren Druck auf die Türkei

Im Streit um russische Rüstungslieferungen an die Türkei erhöhen die
USA ihren Druck auf die Regierung in Ankara. Washington setzte dem
NATO-Partner eine Frist bis Ende Juli, um auf den Kauf russischer
S-400-Flugabwehrraketen zu verzichten, sonst würden die derzeit in
den USA an den F-35-Kamfflugzeugen trainierenden Piloten der
türkischen Luftwaffe ausgewiesen und die Beteiligung türkischer
Unternehmen am Bau der Maschinen beendet, warnte das Pentagon. Der
russische Sender NTV berichtete am Freitag unter Berufung auf Angaben
des Technologiekonzerns Rostec, daß die S-400-Lieferungen an die
Türkei in zwei Monaten beginnen sollen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9090: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Größerer Polizeieinsatz im thüringischen Sömmerda

In Sömmerda nahe der thüringischen Hauptstadt Erfurt hat die Polizei
am Freitagabend einen randalierenden Mann in Gewahrsam genommen. Nach
Angaben der Behörden stand der 28-Jährige unter Alkohol- und
Drogeneinfluß. Als er versuchte, in seine Wohnung zu fliehen,
blockierten Beamte die Tür. Dennoch hat er ein Schwert sowie eine
Machete aus der Wohnung holen können und die Einsatzkräfte damit
bedroht. Erst mit Hilfe von mehreren Unterstützungskräften konnte
die Lage unter Kontrolle gebracht und der Mann zur Dienststelle
abgeführt werden, teilte die Landesinspektion Erfurt mit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9087: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Verlustreiche Kämpfe in Idlib

Bei heftigen Gefechten in der syrischen Provinz Idlib haben Rebellen
zwischenzeitlich einige Ortschaften unter ihre Kontrolle bringen
können. Einem Bericht der staatlichen Nachrichtenagentur Sana zufolge
formierten sich die Regierungstruppen in der Region neu und führten
Gegenangriffe aus. Die oppositionsnahe Syrische Beobachtungsstelle
für Menschenrechte in Großbritannien teilte mit, daß innerhalb eines
Tages mehr als 100 Kämpfer getötet worden seien. Es habe Opfer sowohl
bei den Regierungstruppen und verbündeter Milizen als auch auf der
Seite der islamistischen Rebellen gegeben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9089: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



NRW-SPD gegen vorgezogenen Parteitag

Der SPD-Landesvorstand in Nordrhein-Westfalen hat der kommissarischen
Parteiführung dazu geraten, den Parteitag zur Bilanz der
Regierungskoalition nicht vorzuziehen. Der Parteitag im Dezember
sollte vielmehr für inhaltliche Beratungen und Entscheidungen genutzt
werden, heißt es in einem Schreiben des mitgliederstärksten
SPD-Landesverbands an das kommissarische SPD-Führungstrio in Berlin,
aus dem die Zeitungen der Funke Mediengruppe am Samstag zitierten.
Andere Landesverbände plädieren für einen Parteitag im September oder
Oktober.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9088: Tragisches und Kurioses - 08.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Drei Seenotretter vor französischer Atlantikküste ertrunken

Vor der französischen Atlantikküste bei Les Sables d'Olonne sind drei
Seenotretter während eines Rettungseinsatzes ums Leben gekommen, als
ihr Schiff in einem Sturm kenterte. Vier weitere Einsatzkräfte
konnten sich schwimmend an Land retten. Das als unsinkbar geltende
SNSM-Boot war ausgelaufen, um einem im Sturmtief "Miguel" in Not
geratenen Fischerboot zu helfen. Von dem Fischerboot fehlt nach
Behördenangaben bislang jede Spur.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8173: Aus Forschung und Technik - 08.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Neue Prioritäten für die NASA

Präsident Donald Trump unterzeichnete am 11. Dezember 2017 die neue
Weltraumdirektive der USA. Darin wurde die Luft- und Raumfahrtbehörde
NASA angewiesen, bis zum Jahr 2024 erstmals wieder amerikanische
Astronauten zum Mond zu schicken. Am Freitag ruderte Trump
überraschend zurück. Für die ganzen Mittel, die wir aufwenden, sollte
die NASA nicht von Flügen zum Mond sprechen - das haben wir vor 50
Jahren getan, twitterte der Präsident. Sie sollte sich auf viel
bedeutendere Dinge konzentrieren, wie Missionen zum Mars, auf die
Verteidigung und auf die Wissenschaft. Für die Rückkehr der USA zum
Mond hatte die Trump-Administration im Mai zusätzlich 1,6 Milliarden
Dollar zum Budgetantrag der NASA für 2020 hinzugefügt. Wir stellen
die NASA wieder auf die Probe und gehen zurück zum Mond und dann zum
Mars, twitterte Trump da noch.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8186: Aus aller Welt - 08.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Venezuela öffnet Grenzübergänge zu Kolumbien

In Venezuela hat Präsident Nicolás Maduro die Öffnung der
Grenzübergänge zum Nachbarland Kolumbien für Samstag angeordnet und
die Bereitschaft des friedlichen venezolanischen Volkes, seine
Unabhängigkeit und Souveränität zu verteidigen, unterstrichen. Im
Februar waren die Grenzen zu Kolumbien, Brasilien und gegenüber der
niederländischen Karibikinsel Aruba geschlossen worden, weil die
Regierung des sozialistischen Landes befürchten mußte, daß
oppositionelle interne Kräfte mit Hilfe des Auslands Hilfslieferungen
zu Propagandazwecken und als Vorwand für eine militärische Intervention
mißbrauchen wollten. Die Grenzen zu Brasilien und Aruba wurden
bereits vor einem Monat wieder geöffnet. Der Übergang zu Kolumbien
wird von zahlreichen Venezolanern unter anderem genutzt, um sich im
Nachbarland mit Waren einzudecken, die aufgrund der Wirtschaftskrise
im eigenen Land knapp sind.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8145: Medizin und Gesundheitswesen - 08.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Anstieg der hitzebedingten Todesfälle

Obgleich es in einigen Gebieten Deutschlands schon recht warm ist,
ist das nichts im Vergleich zum Vorjahr. Denn im Sommer 2018, dem
zweitheißesten seit Beginn der Wetteraufzeichnungen, ist es in
Deutschland vor allem in den oberen Altersgruppen zu einem Anstieg
von Todesfällen gekommen. So gab es in Berlin etwa 490 hitzebedingte
Todesfällen, in Hessen sollen es sogar 740 gewesen sein. Sie diesem
Ergebnis gelangten Matthias an der Heiden und Mitarbeiter vom
Robert-Koch-Institut (RKI) laut Deutschem Ärzteblatt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8174: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Aufruf zu Gewalt gegen Muslime in Köln-Mühlheim

Rund um die Keupstraße im Kölner Stadtteil Mühlheim sind zwischen dem
29. Mai und dem 3. Juni Flugblätter rechtsextremischen,
antisemitischen und antimuslimischen Inhalts auf Briefkästen von
Anwohnern mit ausländisch klingenden Namen verteilt worden. Auf den
Flugblättern ruft eine Atomwaffendivision Deutschland unter anderem
zu Gewalt gegen Muslime auf. Vorbild ist offenbar die militante
Neonazi-Organisation Atomwaffen Division aus dem US-Bundesstaat
Florida. Im Mai waren Flugblätter der Gruppierung an der Uni in
Frankfurt am Main aufgetaucht. Die Flugblattverteilung in Mühlheim
wurde überregional erst über soziale Medien bekannt. Der Staatsschutz
hat wegen der Flugblätter Ermittlungen aufgenommen, weil darauf ein
Hakenkreuz dargestellt ist. Am Pfingstsonntag jährt sich der
Nagelbombenanschlag des NSU vor einem Friseurgeschäft in der
Keupstraße im Jahr 2004.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8097: Sprache, Kunst und Medium - 08.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Asturien-Preis geht in diesem Jahr an das Museo del Prado

In diesem Jahr bleibt der renommierte spanische
Prinzessin-von-Asturien-Preis in der Sparte Kommunikation und
Geisteswissenschaften im Lande. Aus Anlaß seines 200. Jubiläums, das
auf den 19. November fällt, kam das Prado-Museum in Madrid in die
engere Auswahl für die Auszeichnung. Konkurrenten waren etwa 30
Einrichtungen aus 14 Ländern, wie die Internet-Ausgabe der Zeit
berichtete.

Das Kunstmuseum fühle sich weiterhin der "hohen Mission verpflichtet",
die Sammlungen und Kunstwerke zu erhalten, auszustellen und
anzureichern, die mit der Geschichte Spaniens eng verbunden sind",
teilte die Jury bei der Bekanntgabe des Gewinners in der
nordspanischen Küstenstadt Oviedo mit. Das Museo del Prado wird als
wichtigste Kulturinstitution Spaniens empfunden. Es gehört mit
Sicherheit zu den weltweit bedeutendsten Pinakotheken.

Die Sammlung umfaßt heute rund 8600 Gemälde, Zeichnungen und Drucke.
Dazu kommen noch rund 700 Skulpturen.

8. Juni 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8164: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Internationales Marinemanöver Baltops startet in Kiel

In Kiel startet am Sonntag das internationale Marinemanöver Baltops.
Unter dem Kommando von US-Vize-Admiral Andrew Lewis sind darin mehr
als 8000 Soldaten aus 18 Ländern eingebunden. Im Verlauf von 14 Tagen
werden in der Ostsee Landeoperationen sowie Luft- und Minenabwehr
geübt. In diesem Jahr geht es darum, Rußland die Stärke der
westlichen Seekräfte zu demonstrieren. Zum Abschluß des Manövers
sammeln sich die beteiligten Schiffe in Kiel, wo einige während der
Kieler Woche von Zivilisten besichtigt werden können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8178: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Außenminister Maas auf Mission im Nahen- und Mittleren Osten

Bundesaußenminister Heiko Maas ist am Freitag zu einer viertägigen
Mission in den Nahen und Mittleren Osten aufgebrochen. Sein erster
Staatsbesuch galt Jordanien, wo die Bundeswehr ihre am Syrienkrieg
beteiligten Kräfte stationiert hat. Am Samstagmorgen flog der
Berliner Außenamtschef ohne Vorankündigung mit einer
Bundeswehrmaschine nach Bagdad. Nach einem Besuch der Vereinigten
Arabischen Emirate trifft Maas am Montag in Teheran ein. Im
Mittelpunkt der Gespräche steht das Bemühen um den Erhalt des
internationalen Atomabkommens mit dem Iran, welches die US-Regierung
vor einem Jahr einseitig aufgekündigt hatte. Nach seiner Ankunft in
Jordanien hatte der SPD-Politiker erklärt, man müsse den Dialog
gerade da führen, wo Gegensätze unaufhebbar erschienen und
langjährige Konflikte tief säßen, weil die Gefahr bestehe, daß
Fehlkalkulationen, Mißverständnisse und Provokationen in einer höchst
angespannten Region unabsehbare Folgen hätten. Der Erhalt der Wiener
Nuklearvereinbarung mit dem Iran bleibe ein Schlüsselfaktor für
Stabilität und Sicherheit in der Region.

Zuletzt hatte ein Sprecher des Teheraner Außenamts die jüngsten
Sanktionen der USA gegen einen iranischen Petrochemie-Konzern als
amerikanischen Wirtschaftsterrorismus bezeichnet und als Beleg für
die Unglaubwürdigkeit des Gesprächsangebots Washingtons gewertet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8147: Tragisches und Kurioses - 08.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Angriffe auf Geldautomaten haben 2018 deutlich zugenommen

Die Zahl der Angriffe auf Geldautomaten ist in Deutschland im
vergangenen Jahr sprunghaft angestiegen. Laut Aussendung von ZDF heute
verzeichnete die Polizei 2018 bundesweit 369 Fälle. Das sind gegenüber
dem Vorjahr 101 Fälle mehr und damit ein Plus von 38 Prozent. Laut
Kriminalstatistik ist das der höchste Stand seit zehn Jahren.

Der Chef des Bundes Deutscher Kriminalbeamter räumte ein, daß man das
Problem mit der Sprengung von Geldautomaten nicht im Griff habe.
Ärgerlich sei auch, daß die Beute jeweils eher gering ausfalle, der
Sachschaden dafür jedoch beträchtlich sei.

8. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8175: Arbeit, Soziales und Familie - 08.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Karneval der Kulturen in Kreuzberg

Mit einem Straßenfest hat am Freitagnachmittag der 24. Karneval der
Kulturen in Berlin-Kreuzberg begonnen. Zu der viertägigen Party mit
breitem Musik- und Theaterprogramm werden Hunderttausende von
Besuchern erwartet. Beim Kinderkarneval der Kulturen am Samstag zogen
Kindergruppen mit ihren Wagen durch Kreuzberg. Für den Straßenumzug
der Erwachsenen am Sonntag hatten sich 74 Tanz- und Musikensembles
sowie an Umwelt-, Frauen- und Flüchtlingsfragen ausgerichtete Gruppen
mit über 4400 Teilnehmern und Teilnehmerinnen angemeldet. Ein
Aktionscamp gegen Rassismus und Krieg, für Vielfalt, Nachhaltigkeit
und Verantwortung - die sogenannten Shanti Town - bietet
Filmvorführungen, Workshops und Mitmach-Aktionen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8156: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Wieder mehr Luchse in deutschen Wäldern

Das Bundesamt für Naturschutz (BfN) hat leichte Entwarnung für die
Luchse in Deutschland gegeben. Mindestens 135 Luchse sollen letztes
Jahr durch Deutschlands Wälder gestreift sein. Eine Erhebung des
Bundesamtes für Naturschutz (BfN) hatte laut dpa ergeben, daß es sich
dabei um 43 Jungtiere und 85 ältere Luchse handelte. Bei sieben
weiteren Tieren konnte das Alter nicht bestimmt werden. Im Jahr davor
waren noch insgesamt 114 Tiere gezählt worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8163: Märkte und Finanzen - 08.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Russische Eisenbahn bestellt 13 Hochgeschwindigkeitszüge bei Siemens

Die Russische Eisenbahn (RZD) hat bei Siemens 13 weitere
Hochgeschwindigkeitszüge in Auftrag gegeben. Die auf die russische
Spurweite eingestellten und für den russischen Winter gerüsteten Züge
sollen hauptsächlich auf der vielbefahrenen Strecke
St.-Petersburg-Moskau eingesetzt werden, aber auch nach Nischni
Nowgorod fahren. Die RZD zahlt für die Züge und deren Instandhaltung
über 30 Jahre 1,1 Milliarden Euro. Die zehnteiligen Velaro-Züge
werden hauptsächlich in Krefeld gebaut und zwischen 2022 und 23
ausgeliefert werden. Bereits 2006 hatte die russische Bahn acht
Velaro-Züge bei Siemens bestellt und 2011 noch einmal acht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8179: Aus Forschung und Technik - 08.06.2019 (SB)




VOM TAGE



NASA will Raumstation ISS für Weltraumtourismus öffnen

Zwar ist die US-Raumfahrtbehörde NASA gegenwärtig nicht in der Lage,
einen Astronauten mit eigener Kraft in den Weltraum zu bringen, doch
dafür hat sie große Pläne. Wie afp meldete, will die NASA die
Internationale Raumstation ISS für Touristen öffnen. Ab 2020 sollen
sich private Weltraumfahrer bis zu 30 Tage auf der Raumstation
aufhalten können. Hin- und Rückflug sollen rund 58 Millionen Dollar
kosten, und für das Leben auf der Raumstation sollen die Urlauber
weitere 35.000 Dollar pro Tag bezahlen. Da die NASA gegenwärtig über
kein funktionierendes Transportsystem verfügt, sollen das private
US-Raumfahrtunternehmen SpaceX von Elon Musk und der US-Flugzeugbauer
Boeing entsprechende Raumkapseln für die NASA konstruieren.
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INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





ASYL/1381: Schlag auf Schlag - Nach Asylrechtsverschärfung auch Ausweitung der Afghanistan-Abschiebungen? (Pro Asyl)


Pro Asyl - 7. Juni 2019

Schlag auf Schlag: Nach Asylrechtsverschärfung auch Ausweitung der
Afghanistan-Abschiebungen?



Kaum wurde sein umstrittenes Gesetzespaket im Eiltempo durch den
Bundestag gepeitscht, unternimmt Horst Seehofer den nächsten Vorstoß: Bei
der Innenministerkonferenz in der kommenden Woche soll ein Beschluss zur
Ausweitung von Abschiebungen nach Afghanistan gefasst werden. Und: Diese
beiden Themen hängen enger miteinander zusammen, als man denkt.

Insgesamt sieben Gesetzesentwürfe aus den Bereichen Asyl- und
Aufenthaltsrecht wurden im Bundestag beschlossen, darunter waren neben dem
»Hau-Ab-Gesetz« (in der verniedlichenden offiziellen Regierungssprache
»Geordnete-Rückkehr-Gesetz«) u.a. auch Änderungen bei der Duldung oder im
Asylbewerberleistungsgesetz. Hier [1] wurden wesentliche Neuerungen
vergangene Woche zusammengefasst, in der Zwischenzeit hatten Union und SPD
gar noch weitere Verschärfungen eingearbeitet [2] - trotz breiter Kritik.

Von Menschenrechtlern über Polizisten und Richter bis hin zur SPD-Basis

Neben etlichen Organisationen aus der Zivilgesellschaft (Offener Brief von
22 Anwalts- und Richtervereinigungen, Kinderrechts-, Wohlfahrts- und
Menschenrechtsorganisationen [3]) hatten auch die Menschenrechtskommissarin
des Europarates [4], die Gewerkschaft der Polizei [5], die
Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Juristinnen und Juristen [6] und
sogar eine große Zahl von Amts- und Mandatsträgern der SPD gegen die
Asylrechtsverschärfungen protestiert.

Der Beschluss der Bundestagsabgeordneten hat schwerwiegende Folgen. Hohe
Hürden bei der Ausbildungsduldung, verfassungswidrige Leistungskürzungen,
eine massive Ausweitung von Abschiebehaft, die sogenannte »Duldung light«,
mit der den Menschen Wege in ein mögliches Bleiberecht versperrt werden,
die Kriminalisierung der Zivilgesellschaft - all das ist für sich genommen
schon drastisch genug.

Die traurige Rolle der SPD als Wegbereiter

Es sind aber nicht nur diese bekannten und offensichtlichen Folgen: Der
Vorstoß von Bundesinnenminister Seehofer zu Abschiebungen nach Afghanistan
offenbart, dass dies nur ein erster Schritt war. Die SPD hat den Hardlinern
in der Union mit der Zustimmung zum Gesetzespaket nun die Instrumente an
die Hand geliefert, um die geplante immer rigorosere Abschiebepolitik auch
umzusetzen.

Seehofer marschiert weiter

Denn mit diesen Mitteln möchte Horst Seehofer nun offenbar auch weitere
Abschiebungen nach Afghanistan forcieren. Die in den meisten Bundesländern
geltende Beschränkung auf Straftäter, Gefährder und teilweise auch sog.
»Identitätsverweigerer« soll wegfallen, das fordert er vor der anstehenden
Innenministerkonferenz am 12. Juni in Schleswig-Holstein.

Die im Bundestag beschlossene Entrechtung von Geflüchteten schafft die
Voraussetzung für eine dramatische Erhöhung der Abschiebezahlen: durch die
monatelange Isolation in AnkER-Zentren fehlt es den betroffenen
Geflüchteten an notwendiger Unterstützung, insbesondere durch
Rechtsanwälte, die Polizei darf nun bundesweit die Wohnung zum Zweck der
Abschiebung ohne richterlichen Beschluss betreten und durch die drastische
Absenkung der Voraussetzungen für Abschiebungshaft und Ausreisegewahrsam
werden mehr Menschen inhaftiert werden - und dies sogar in normalen
Gefängnissen, was europäisches Recht bricht.

Durch die gleichzeitig erhöhten Anforderungen an die Ausbildungsduldung,
wird es für viele Menschen schwieriger werden einen einigermaßen sicheren
Aufenthalt in Deutschland zu bekommen. Damit könnten Seehofers Träume von
mehr Abschiebungen nach Afghanistan wahr werden, auch wenn sich an der
katastrophalen Sicherheitssituation in Afghanistan selbst nichts verbessert
hat.

Afghanistan: Einfach nicht sicher. 

Das besagen nicht nur UNHCR-Richtlinien [8] - von der Bundesregierung als
»bloße Empfehlung« deklariert und praktisch ignoriert - das zeigen auch
aktuelle Berichte wie der des US-Special Inspector General for Afghanistan
Reconstruction (SIGAR) [9] , jüngste Terroranschläge [10] in der Hauptstadt
Kabul und ein UNICEF-Report [11], der mehr als 190 militärische Angriffe
auf Schulen allein im Jahr 2018 auflistet.

Das Hau-ab-Gesetz hat jetzt den Weg für maßlose Inhaftierungen und
Abschiebungen bereitet. Zumindest im Hinblick auf Afghanistan können die
Innenminister der Länder sich Horst Seehofer noch in den Weg stellen, indem
sie nächste Woche bei der Innenministerkonferenz keine Ausweitung der von
Abschiebungen nach Afghanistan betroffenen Personengruppe beschließen.

(mk)


Anmerkungen:

[1] https://www.proasyl.de/news/marathonanhoerung-im-bundestag/

[2] https://www.proasyl.de/pressemitteilung/gestrige-anhoerungen-verkommen-zur-farce/

[3] https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/Offener-Brief-Geordnete-R%C3%BCckkehr-Gesetz.pdf

[4] https://rm.coe.int/letter-to-andrea-lindholz-chairwoman-of-the-committee-on-internal-affa/168094799d

[5] http://www.taz.de/Polizist-zum-Geordnete-Rueckkehr-Gesetz/!5598502/

[6] https://asj.spd.de/aktuelles/aktuelles/news/das-sog-geordnete-rueckkehr-gesetz-eine-kurze-migrationsrechtliche-bewertung/05/06/2019/

[7] https://www.change.org/p/spd-bundestagsfraktion-verfassungswidrige-und-menschenunw%C3%BCrdige-geordnete-r%C3%BCckkehr-gesetz-ablehnen

[8] https://www.proasyl.de/news/neue-unhcr-richtlinien-abschiebungen-sind-dringend-auszusetzen/

[9] https://www.sigar.mil/pdf/quarterlyreports/2019-04-30qr.pdf

[10] https://www.spiegel.de/politik/ausland/afghanistan-tote-und-verletzte-nach-anschlag-in-kabul-a-1270120.html

[11] https://www.spiegel.de/lebenundlernen/schule/afghanistan-angriffe-auf-schulen-haben-sich-verdreifacht-a-1269660.html


URL des Artikels auf der Pro Asyl-Homepage:

https://www.proasyl.de/news/schlag-auf-schlag-nach-asylrechtsverschaerfung-auch-ausweitung-der-afghanistan-abschiebungen/

 * 
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2208: Bedford-Strohm - Pfingsten mischt unsere kirchlichen Milieus auf! (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 07.06.2019

Bedford-Strohm: Pfingsten mischt unsere kirchlichen Milieus auf!

Wort zu Pfingsten des bayerischen Landesbischofs und EKD-Ratsvorsitzenden 
Heinrich Bedford-Strohm



"Pfingsten mischt unsere kirchlichen Milieus auf und bläst uns den Geist
der Freiheit ins Herz", so der bayerische Landesbischof und
EKD-Ratsvorsitzende in seiner Botschaft zum Pfingstfest. "Pfingsten nimmt
unsere Klischees und Vorurteile aufs Korn und je mehr der Geist weht und
uns in der Seele erreicht, verwandelt er sie in Liebe."

Das kirchliche Fest Pfingsten erinnert an den Tag, als die Jünger Jesu nach
dessen Tod und Auferstehung allein in Jerusalem zurückgeblieben waren. Da
erlebten sie ein Brausen wie von einem Sturm und sahen Feuerzungen, die
sich auf sie setzen - es waren die äußeren Zeichen des Geistes Gottes, der
die Jünger ergriffen hatte. Seit diesem Ereignis vor 2000 Jahren ist Gott
durch seinen Geist allen Christen nahe.

Die Erfahrung des Heiligen Geistes, so der Landesbischof, verbinde sehr
verschiedene Menschen zu einer Gemeinschaft, die Kirche genannt wird. Diese
Gemeinschaft sei so groß und bunt und weit wie das Herz Gottes.

Zu dieser Gemeinschaft gehörten auch untypische Gottesdienstbesucher wie
die Motorradfahrer, die es kürzlich in einem Motorradgottesdienst gemeinsam
mit dem Bischof und einer Rockband in der Kirche hatten "krachen lassen".
Zur Gemeinschaft gehörten die jungen Menschen, wenn sie manchmal kritische
"harte Worte" fänden für die gewohnten kirchlichen Formate. Mit zur
Gemeinschaft gehörten auch die Zweifler, die mit ihrem kritischen Geist
andere davor bewahrten, "althergebrachte Glaubenswahrheiten einfach
nachzubeten, ohne sie überhaupt verstanden zu haben". Die Erweckten
gehörten dazu mit ihrer Begeisterung für den Glauben, aber auch die
moralisch Konsequenten mit ihrem Beharren darauf, dass es keinen Glauben an
Gott gebe ohne die tätige Liebe zu den Mitmenschen. Die Gemeinschaft der
vom Geist Gottes ergriffenen Menschen teile die Vision eines guten Lebens,
so Bedford-Strohm. Die Gemeinschaft mit dem Geist Gottes führe zu einem
Leben aus dem Vertrauen, aus der Liebe, der Hoffnung und der Vergebung.

Dies sei der "Rückenwind", der vom Pfingstfest für jeden Christen ausgehe.

Der EKD-Ratsvorsitzende Heinrich Bedford-Strohm predigt am Pfingstsonntag
um 10 Uhr in der St. Matthäuskirche in München.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 62/2019 vom 07.06.2019

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06951: Gehemmte Kapitulationslust (SB)


In schwierigen Verteidigungssituationen neigen manche Spieler zur
Mutlosigkeit. Sie sehen eine Wüste vor sich, und die Hoffnung, die
Partie noch halten zu können, ist gering. Also trüben sich ihre Augen,
zum Pessimismus kommt dann noch eine gehemmte Kapitulationslust hinzu,
und kaum ein Dutzend Züge später legen sie ihren König um. Gewinnen
kann jeder, der eine gute Stellung besitzt. In Schachkreisen ist dies
kein Geheimnis. Problematischer wird es beispielsweise für einen
Trainer, wenn er seiner Truppe den rechten Kampfwillen einimpfen will.
Jeder Punkt kann wichtig sein, ob auf Olympiaden, in der Bundesliga
oder auch für die persönliche Karriere. Doch aller Kenntnisstand
reicht nicht hin, wenn die Spieler nicht auch bereit sind, sich nicht
unterkriegen zu lassen. Diese "Leidensfähigkeit" besaßen nur wenige
Meister, und selbst heute gibt es kaum eine Handvoll von ihnen, die es
ihrem Gegner nie leicht machen und nötigenfalls auch eine Langpartie
von über hundert Zügen in Kauf nehmen, um sich den Gewinnweg zeigen zu
lassen. Günstigstenfalls springt bei diesem Geduldsspiel ein
Unentschieden heraus. Menschliche Qualitäten dieser Art kann einem
jedoch nur das Leben vermitteln. Aus Büchern erfährt man darüber
nichts. Wer nie durch eine Wüste gegangen ist, weiß nichts von
höchster Kampfbereitschaft wie beispielsweise unser Schachfreund Ditt
im heutigen Rätsel der Sphinx, der nach zuletzt 1...f7-f6? die Partie
an eine rasche Niederlage verscherbelte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06951: Gehemmte Kapitulationslust (SB)]



Held - Ditt

Bundesliga 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Beljawksi stand materiell gleich, positionell jedoch auf verlorenem
Fuß, wie Kasparow schlagend nachwies: 1.f4-f5 Se6-d4 2.e5-e6! Ta8-f8 -
2...f7xe6 3.f5-f6 - 3.De7-g5+ Kg8-h7 4.e6-e7 Tf8-e8 5.f5-f6 Sd4-e6
6.Dg5-h5+ Kh7-g8 und Schwarz gab auf, ohne sich 7.Dh5-d5 La6-b5 8.Dd5-
b7 zeigen zu lassen.



Erstveröffentlichung am 9. Juni 2006
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/372: Fazit - "Stunde der Gartenvögel" auf einem Höhenflug (NABU TH/NABU HH)


NABU Landesverband Thüringen - 6. Juni 2019

Haussperling häufigster Gartenvogel in Thüringen

"Stunde der Gartenvögel" war ein großer Erfolg



Jena - Die "Stunde der Gartenvögel" ist auf einem Höhenflug: Mit über
2.800 Teilnehmern in Thüringen sind dies über 400 Teilnehmer mehr als
im letzten Jahr. Aus knapp über 1.750 Gärten wurden dem NABU im
Freistaat über 64.000 Vögel gemeldet. Deutschlandweit beteiligten sich
75.000 Personen und zählten in über 51.000 Gärten etwa 1.6 Millionen
Vögel. Das Endergebnis der Zählung liegt nun vor.

"So viele Vogelfreunde - wir freuen uns sehr über das riesige
Interesse an der heimischen Vogelwelt", sagt Klaus Lieder, der
Sprecher des Landesfachausschusses für Ornithologie im NABU Thüringen.
"Das gute Ergebnis zeigt, wie sehr das Thema Artenschutz bewegt. Die
Menschen sind aufgerüttelt und wollen, dass endlich mehr getan wird,
um das verheerende Artensterben zu stoppen."

Bei vielen Vögeln macht sich offensichtlich der Insektenschwund
bemerkbar. Besonders dramatisch sind die anhaltenden Rückgänge bei den
Mehlschwalben mit minus 50 Prozent zum Vorjahr, den Mauerseglern mit
minus 51 Prozent zum Vorjahr und den Rauchschwalben mit minus 32
Prozent zum Vorjahr.

"Auch der Haussperling, der Sieger bei der diesjährigen Stunde der
Gartenvögel, ging mit 10.978 Sichtungen um 3 Prozent im Vergleich zum
Vorjahr zurück", beklagt Klaus Lieder. Mit Vorliebe ernährt sich der
kleine Vogel von Körnern und Samen. Doch Blumenwiesen und Wegränder
werden viel zu oft und zu früh gemäht. Die Pflanzen kommen erst gar
nicht zur Samenreife und der Haussperling findet keine Nahrung. Zudem
fehlen dem Haussperling die Insekten, denn seine Jungen füttert er in
den ersten Tagen fast ausschließlich mit tierischer Nahrung.

Auf den zweiten Platz bei der "Stunde der Gartenvögel" schlittert in
diesem Jahr die Kohlmeise mit 5.928 Sichtungen, es folgen Star
(5.817), Amsel (5.465) und Blaumeise (4.880).



Wer Amsel, Drossel, Fink und Star helfen möchte, der sollte sich einen
naturnahen Garten anlegen. Tipps dazu gibt es unter: 

https://thueringen.nabu.de/umwelt-und-ressourcen/oekologisch-leben/naturnaher-garten/index.html

Weitere Ergebnisse unter:

www.NABU-Thueringen.de

Ende Pressemitteilung NABU Thüringen, 06.06.2019

 * 




NABU Landesverband Hamburg - 7. Juni 2019

Stunde der Gartenvögel mit Rekord-Beteiligung

Kohlmeise setzt sich in Hamburg an die Spitze / Amselbestände weiter
niedrig

Die "Stunde der Gartenvögel" auf steilem Höhenflug: Mit über 75.000
Teilnehmern erreicht Deutschlands größte wissenschaftliche
Mitmach-Aktion eine Rekord-Beteiligung. Auch in Hamburg nahmen mit 981
Vogelfreunden so viele Menschen wie noch nie teil. Aus bundesweit über
51.000 Gärten wurden dem NABU über 1,6 Millionen Vögel gemeldet, davon
17.189 aus Hamburg. Das Endergebnis der Zählung liegt nun vor.

In Hamburg setzt sich die Kohlmeise an die Spitze der häufigsten
Gartenvögel. Gefolgt von Amsel auf Platz 2 und Blaumeise auf Platz 3.
Insbesondere die Platzierung der Amsel ist mit Spannung erwartet
worden. Die gemeldeten Beobachtungen machen deutlich, dass die lang
anhaltende Trockenheit und der Ausbruch des Usutu-Virus im vergangenen
Sommer Folgen hatte. Zwar sind die Amselbestände noch auf einem hohen
Niveau, aber mit durchschnittlich 2,18 Amseln pro Garten ist die
Anzahl der Individuen deutlich zurückgegangen. In 2018 wurden noch
3,64 Amseln pro Garten gezählt. "Das Zählergebnis bestätigt meinen
Eindruck, dass man weniger Amseln sieht", sagt Marco Sommerfeld,
Referent für Vogelschutz beim NABU Hamburg. Sorgen um die Amsel macht
er sich aber nicht: "Amseln können bis zu zwei Bruten im Jahr
großziehen und werden die Verluste mit der Zeit wieder ausgleichen.
Das zeigen auch die Erfahrungen aus anderen Bundesländern, in denen
das Usutu-Virus schon vor längerer Zeit nachgewiesen worden ist."

Positive Entwicklungen zeigen sich beim Star (Platz 4) und beim
Haussperling (Platz 5). Nachdem diese beiden Arten in den letzten
Jahren auf den Rückzug waren, sind sie bei der diesjährigen "Stunde
der Gartenvögel" wieder häufiger gesichtet worden und zeigen einen
positiven Entwicklungstrend in Hamburg.

Deutlich seltener waren dagegen Beobachtungen von Mauserseglern. Dies
könnte aber bedingt sein durch die Witterungsverhältnisse am
Aktionswochenende. Das kühle Wetter war für die nach Fluginsekten
jagenden Flugkünstler nicht optimal.

Die deutschlandweite Auswertung der Zählaktion zeigt, dass die
insektenfressenden Vogelarten unter Druck geraten. Während sich
insgesamt bei den Gartenvögeln Zu- und Abnahmen die Waage halten, gibt
es bei den reinen Insektenfressern in den Gärten keine Gewinner: Von
den neun häufigsten Insektenfresser-Arten nehmen sechs deutlich ab,
nur drei können ihre Bestände halten. Besonders dramatisch sind die
anhaltenden Rückgänge seit Beginn der Stunde der Gartenvögel im Jahr
2005 bei Mauersegler mit minus sieben Prozent pro Jahr, Mehlschwalbe
mit minus fünf Prozent pro Jahr und Hausrotschwanz mit einem Minus von
vier Prozent pro Jahr.

Deutschlandweit wurden in diesem Jahr pro Garten im Schnitt 32 Vögel
gesichtet. Damit liegt dieses Endergebnis sechs Prozent unter dem
langjährigen Durchschnitt. Einen deutlichen Abwärtstrend der
Gesamtzahl an Gartenvögeln kann man jedoch bisher nicht feststellen.
Pro Garten konnten innerhalb der Zählstunde durchschnittlich 11
Vogelarten entdeckt werden. Dieser Wert liegt im Bereich des
langjährigen Mittels.

Gute Nachrichten gibt es bei den Spatzen: Bundesweit kann der
Haussperling ein Plus von sieben Prozent verbuchen und liegt mit
seinem bisher besten Ergebnis von durchschnittlich 5,34 Exemplaren pro
Garten unangefochten an der Spitze der häufigsten Gartenvögel in
Deutschland. Auch sein Cousin, der Feldsperling gewann acht Prozent
gegenüber dem Vorjahr und zeigt damit wie der Haussperling einen
langjährig deutlich steigenden Bestand. Nach den jahrzehntelangen
Rückgängen beider Arten, die dazu geführt hatten, dass sie auf der
Vorwarnliste der Roten Liste gelandet waren, ist das sehr erfreulich.
"Beide Arten haben offenbar vom warmen, trockenen Sommer 2018
profitiert", so Vogelschutzexperte Marius Adrion vom
NABU-Bundesverband.

Wer Amsel, Drossel, Fink und Star helfen möchte, der sollte seinen
Garten oder Balkon vogelfreundlichen gestalten. Tipps dazu gibt es
unter www.NABU.de/balkon und www.NABU.de/vogelgarten.

Die nächste NABU-Mitmachaktion ist gerade angelaufen. Beim
Insektensommer werden Sechsbeiner gezählt und gemeldet.
NABU-Vogelschutzexperte Adrion: "Da viele Vogelarten von Insekten
leben, ist das auch eine wichtige Aktion für Vogelfreunde."

Infos zur Aktion:

www.stundedergartenvoegel.de

Broschüre 15 Jahre Stunde der Gartenvögel:

www.NABU.de/15-jahre-sdg

Information zum Insektensommer:

www.insektensommer.de

Ende Pressemitteilung NABU Landesverband Hamburg, 07.06.2019

 * 
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POLITIK/659: Wissenschaft und Technik im Einsatz für den Klimaschutz (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium für Bildung und
Forschung - Berlin, 7. Juni 2019

Wissenschaft und Technik im Einsatz für den Klimaschutz

BMU und BMBF berufen Lenkungskreis für die Wissenschaftsplattform zum
Klimaschutzplan 2050



Bundesumweltministerin Svenja Schulze und Bundesforschungsministerin
Anja Karliczek haben heute den Startschuss für die
Wissenschaftsplattform zum Klimaschutzplan 2050 gegeben. Die Plattform
soll die Bundesregierung bei der Umsetzung und Weiterentwicklung der
deutschen Langfriststrategie zum Klimaschutz mit wissenschaftlicher
Expertise unterstützen. Ein Lenkungskreis mit bis zu zehn
wissenschaftlichen Persönlichkeiten renommierter Institute wird die
Plattform steuern.

Schulze: "Der von der Bundesregierung beschlossene Klimaschutzplan
2050 ist der Beitrag Deutschlands für ein treibhausgasneutrales
Europa. Die neue Plattform liefert das wissenschaftliche Fundament und
das technische Knowhow für den Übergang zur CO2-freien Wirtschaft und
Gesellschaft. Mit ambitioniertem Klimaschutz im Verkehr, bei Gebäuden,
Industrie und Landwirtschaft nutzen wir auch die Chance zur
Modernisierung des Wirtschaftsstandorts Deutschland und zeigen der
Welt, dass Klimaschutz und Wohlstand Hand in Hand gehen."

Karliczek: "Für eine gute Klimapolitik müssen wir uns an
wissenschaftlichen Erkenntnissen orientieren. Die Klimaforschung hat
dafür in den vergangenen Jahrzehnten bereits eine sehr gute
Wissensbasis gelegt. Nun gilt es, diese Erkenntnisse umzusetzen und
das Klima noch besser zu schützen. Das wollen wir mit dem
Klimaschutzplan 2050 erreichen. Wir müssen zudem unsere
Forschungsanstrengungen weiter verstärken. Denn nur mit neuen
Erkenntnissen können wir den systemischen Wandel von einer sozialen
Marktwirtschaft hin zu einer sozial-ökologischen Marktwirtschaft
schaffen."

Mit dem Klimaschutzplan 2050 hat sich die Bundesregierung auf konkrete
und ambitionierte Ziele zur Reduzierung von Treibhausgasen in den
unterschiedlichen Sektoren verständigt. In dem Plan wurde auch die
Bedeutung von Forschung und Innovation prominent verankert und ein
breit angelegter wissenschaftsbasierter Begleitprozesses beschlossen.
Die Wissenschaftsplattform ist Teil dieses Prozesses. Sie wird
Bewertungen zu klimaschutzrelevanten Themen erarbeiten und
Orientierungs- und Entscheidungswissen für die Überprüfung und
Fortschreibung des Klimaschutzplans und seiner Maßnahmenprogramme
liefern. Dabei sollen auch über alle Sektoren hinweg etwa Wirksamkeit,
Kosten, Folge- und Nebenwirkungen sowie ökonomische und soziale
Chancen und Risiken der Maßnahmen betrachtet werden. Dafür werden
ausgewählte natur- und sozialwissenschaftliche Forschungseinrichtungen
interdisziplinär zusammenwirken und in einen regelmäßigen Austausch
zwischen Wissenschaft, Gesellschaft und Politik treten.

Die folgenden Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler wurden nun von
Bundesumweltministerin Schulze und Bundesforschungsministerin
Karliczek in den Lenkungskreis berufen:


	Prof. Dr. Timo Busch, Professor für Betriebswirtschaftslehre an der Universität Hamburg

	Prof. Dr. Ottmar Edenhofer, Potsdam Institut für Klimafolgenforschung (PIK)

	Prof. Dr. Anita Engels, Professorin für Soziologie an der Universität Hamburg

	Prof. Dr.-Ing. Holger Hanselka, Präsident des Karlsruher Institut für Technologie (KIT)

	Dr. Felix Christian Matthes, Forschungskoordinator Energie und Klimaschutz des Öko-Institut e. V. in Freiburg

	Prof. Dr. Karen Pittel, Leiterin des Zentrums für Energie, Klima und Ressourcen am ifo Institut in München

	Prof. Dr. Ortwin Renn, Wissenschaftlicher Direktor am Institut für Transformative Nachhaltigkeitsforschung am Institute for Advanced Sustainability Studies (IASS) in Potsdam

	Prof. Dr. Sabine Schlacke, Professorin für Öffentliches Recht, insbesondere Bau, Planungs- und Umweltrecht an der Universität Münster.



Der Lenkungskreis wird unabhängige Expertisen, Studien und
Wirkungsanalysen initiieren sowie auf weitergehende Forschungsbedarfe
hinweisen, um die Umsetzung des Klimaschutzplans 2050 durch neue
Impulse zu unterstützen. Fallweise und themenspezifisch werden dazu
weitere Forschungs- und Ressortforschungseinrichtungen einbezogen.

Die Arbeit der Wissenschaftsplattform zum Klimaschutzplan 2050 wird
durch eine Geschäftsstelle unterstützt, die gemeinsam von Bundesumwelt-
 und Bundesforschungsministerium getragen wird und beim Projektträger
DLR in Berlin angesiedelt ist.

 * 
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VERBAND/387: Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft unterstützt Volksbegehren zum Artenschutz (AbL BW)


Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft - Landesverband
Baden-Württemberg, 7. Juni 2019

Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft unterstützt das
Volksbegehren zum Artenschutz



Der Vorstand des Landesverbandes Baden-Württemberg der
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) hat sich
einstimmig dafür ausgesprochen, das Volksbegehren zum Artenschutz zu
unterstützen.

Die Landesvorsitzende Petra Müller betonte, dass die grundsätzlichen
Ziele der Initiative dem Selbstverständnis der AbL in Bezug auf den
Schutz von Umwelt und Natur entsprechen.

Franz Häußler, Landesvorsitzender der AbL, ging auf das Thema
Ausbildung ein, das auch im Volksbegehren explizit benannt wird: "Die
AbL setzt sich schon lange für eine Reform der Ausbildung ein.
Notwendig ist eine konkrete Ausbildung in Richtung umweltfreundliches
und tiergerechtes Wirtschaften. Als wachstumskritischer Verband
sprechen wir uns dafür aus, den Blick auf bäuerliche Wirtschaftsformen
zu richten: Im Mittelpunkt der Ausbildung müssen Betriebskonzepte
stehen, die auf Qualität, Regionalität und Stabilität statt
weltmarktorientierter Massenproduktion basieren."

Für den AbL-Vorstand werde mit dem Volksbegehren etwas umgesetzt, was
die AbL schon lange praktiziere. Dazu äußerte sich der Geschäftsführer
Frieder Thomas: "Die Bäuerinnen und Bauern, die sich in der AbL
zusammengeschlossen haben, führen schon seit langem den Dialog mit
anderen gesellschaftlichen Gruppen und sind bereit, im Sinne des
Volksbegehrens zu wirtschaften. Sie sind bereit, ihre praktische
Kompetenz bei der Ausgestaltung der konkreten Konzepte einzubringen."
Thomas sieht aber nicht nur Bäuerinnen und Bauern, sondern auch andere
gesellschaftliche Gruppen in der Pflicht: "Im Volksbegehren wird das
Ziel formuliert, dass 50% der Fläche nach den Richtlinien des
ökologischen Landbaus bewirtschaftet werden. Aus bäuerlicher Sicht
müsste dies durch das Ziel ergänzt werden, dass entsprechend
Kühlschränke und Speisekammern 50% Ökoprodukte enthalten sollten.
Damit würde deutlich, dass nicht nur Bäuerinnen und Bauern, sondern
alle Menschen etwas tun müssen. Möglichkeiten gibt es viele: Nicht nur
in den Kühlschränken, sondern auch in vielen Hausgärten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.06.2019
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VERBAND/386: Bauernverband zum Düngegipfel von Bund und Ländern (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 7. Juni 2019

Bauernverband zum Düngegipfel von Bund und Ländern

Hartelt: Düngeregelungen müssen stärker regional differenziert werden



Zu dem Gespräch am 6. Juni 2019 von Bundeslandwirtschaftsministerin
Klöckner mit den Ländern und Verbänden über die Novelle der
Düngeverordnung sagt der Umweltbeauftragte des Deutschen
Bauernverbandes und Präsident des Bauern- und Winzerverbandes
Rheinland-Pfalz Süd, Eberhard Hartelt:

"Die deutsche Landwirtschaft steht zum Gewässerschutz, auch wir wollen
sauberes Grundwasser. Immer höhere Anforderungen an eine zielgenaue
Düngung erfordern aber auch Präzision bei der Abgrenzung
nitratsensibler Gebiete. Zusätzliche Auflagen müssen in den
Einzugsgebieten belasteter Grundwassermessstellen greifen, dort, wo
tatsächlich Handlungsbedarf besteht und nicht pauschal in riesigen
Grundwasserkörpern. Unabhängig davon ist der Vorschlag, die zulässige
Düngung in nitratsensiblen Gebieten pauschal unter den Bedarf
abzusenken, eine Abkehr vom Prinzip der bedarfsgerechten Düngung. Dies
ist weder fachlich zu begründen noch von der EU-Kommission gefordert.
Auch die vorgenommenen geringfügigen Modifikationen des 20%-Abzuges
können dies nicht entkräften; diese Regelung lehnen wir daher ab.
Ebenfalls fachlich nicht zu begründen ist die unterschiedliche
Gestaltung bei den Ausnahmen von der pauschalen Begrenzung bei
ökologisch und klassisch arbeitenden Betrieben. Erforderlich ist
letztlich auch eine Stärkung von Wasserkooperationen und des
Vertragswasserschutzes als wirkungsvollere Alternative zu den
geplanten ordnungsrechtlichen Vorgaben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Juni 2019
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AKTION/088: Kampagne gegen Müll im Nationalpark Harz im Besucherzentrum TorfHaus (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Pressemitteilung, 7. Juni 2019

 #NoTrash-Aktion mit Sonderstempel 

Kampagne gegen Müll
im Nationalpark Harz startet im Nationalpark-Besucherzentrum TorfHaus



Pünktlich zum Pfingstwochenende startet im
Nationalpark-Besucherzentrum TorfHaus eine Anti-Müllkampagne für einen
sauberen Nationalpark. Der Zeitpunkt ist gut gewählt, denn am
vergangenen Himmelfahrtswochenende ist wieder einiges an Müll im Wald
gelandet. Auch vorher war der Naturgenuss gerade rund um Torfhaus
bereits arg getrübt. Flaschen, Dosen, Hundekotbeutel,
Zigarettenstummel, Plastikverpackungen und sogar Windeln - zahlreiche
Hinterlassenschaften achtloser Besucher säumten die Wanderwege. Das
Pilotprojekt soll dem nun etwas entgegensetzen und zum Umdenken und
Mitmachen animieren. Als Dankeschön gibt es unter anderem einen
Sonderstempel der Harzer Wandernadel.

Initiatorin ist Sophie Schreiber. Sie absolviert gerade ein
Freiwilliges Ökologisches Jahr im Nationalpark-Besucherzentrum
TorfHaus und ist auf ihren Führungen täglich mit dem wachsenden
Müllproblem konfrontiert. Gemeinsam mit anderen Freiwilligen des
Nationalparks entwickelte sie Ideen und Aktionen zur Müllvermeidung
und entwarf das Luchsmaskottchen und die Hashtags der Kampagne.

So sollen Menschen angesprochen werden, die Naturerlebnisse schätzen
und deshalb auch selbst für einen sauberen Wald aktiv werden wollen.
Das Mitmachen ist einfach: Müllzangen und Mülltüten gibt es im
Nationalpark-Besucherzentrum TorfHaus gegen eine geringe
Ausleihgebühr. Derart ausgestattet, können Naturfreunde nun auf ihre
Wanderungen starten und dabei die Natur vom Müll befreien. Wer die
gefüllte Mülltüte nach der Wanderung wieder im
Nationalpark-Besucherzentrum abgibt, erhält ein kleines Dankeschön und
einen der beliebten Sonderstempel der Harzer Wandernadel mit dem
Aktions-Hashtag #NoTrash. Natürlich gelten auch für Aktions-Teilnehmer
die Nationalpark-Regeln. Die Müllsammler müssen also auf den Wegen
bleiben. Die Mülltüten bestehen übrigens aus Maisstärke. Damit die
Aktion selbst nicht noch mehr Plastikmüll produziert.

Auf der Aktionspostkarte ist Platz für den Sonderstempel 

Wenn das Pilotprojekt auf TorfHaus erfolgreich anläuft, soll es auf
weitere Nationalpark-Einrichtungen ausgeweitet werden. Ziel ist es
dabei nicht nur, den Wald vom vielen Müll zu befreien. Es soll auch
das Bewusstsein dafür gestärkt werden, dass Müll in der Natur nichts
zu suchen hat. Wer sich einmal die Mühe gemacht hat, die
Hinterlassenschaften anderer aufzusammeln, wird kaum seinen eigenen
Abfall achtlos in die Landschaft werfen, sondern ordentlich zuhause
entsorgen. Zuhause deshalb, weil in der Nationalpark-Fläche keine
Mülleimer aufgestellt werden. Das ist Absicht, damit keine Tiere
angelockt werden, die den Müll dann als Nahrungsquelle missverstehen
könnten. Zudem werden so hohe Kosten für die Entsorgung vermieden.
Wenn jeder seinen Müll einfach wieder mit nach Hause nimmt, können
davon alle profitieren: die Natur, die sauber bleibt, und der Mensch,
der diese Natur unbeschwert genießen kann. Dafür sollen zukünftig auch
kreative Anti-Müllbanner an ausgewählten Parkplätzen rund um Torfhaus
werben, deren Inhalte im Rahmen eines Kreativworkshops der
Nationalpark-Freiwilligen entstanden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.06.2019
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MELDUNG/411: "Rettungsnetz Wildkatze" - Gefahr durch Waldarbeiten und Spaziergänger (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 7. Juni 2019

Waldarbeiten wegen Borkenkäfer schaden der Wildkatze - BUND
appelliert: Wildkätzchen bitte im Wald lassen!



in den kommenden Sommermonaten wird es in Niedersachsens Wäldern
vermehrt zur Sichtung junger Wildkatzen kommen. In diesem Jahr sind
die Wildkätzchen besonders gefährdet, da in Niedersachsen aufgrund
einer befürchteten Ausbreitung des Borkenkäfers in vielen geschützten
Wäldern - anders als sonst - auch zwischen März und September Bäume
gefällt und entnommen werden dürfen.

"Die Waldarbeiten können dazu führen, dass die Mutterkatze für eine
längere Zeit vertrieben wird oder Kätzchen in ihrem Versteck umkommen,
wenn Holzstapel in der Aufzuchtzeit abgeräumt werden", gibt die
BUND-Wildkatzenexpertin Andrea Krug zu bedenken. Der BUND kritisiert,
dass die Holzentnahme im Frühjahr und Sommer in Niedersachsen zu wenig
eingeschränkt wird und kürzlich sogar innerhalb von Natura
2000-Gebieten aufgehoben wurde. "Die Begrenzung von Holzentnahmen
dient maßgeblich dem Schutz von Fortpflanzungs- und Ruhestätten streng
geschützter Tierarten. Dieser ist nun nicht mehr gewährleistet.
Rechtfertigt ein möglicher wirtschaftlicher Schaden durch einen
Borkenkäferbefall, dass der Artenschutz in Schutzgebieten außer Kraft
gesetzt wird?", fragt Susanne Gerstner, BUND-Landesgeschäftsführerin.

Der BUND fordert Spaziergänger und Wanderer auf, Wildkätzchen nicht
anzufassen oder gar mitzunehmen, auch wenn sie scheinbar allein und
mutterlos angetroffen werden. Immer wieder nehmen besorgte Tierfreunde
Jungtiere mit, bringen sie zu Tierärzten oder Schutzstationen oder
behalten sie einfach zu Hause. "Davon raten wir dringend ab", sagt
Krug. "Das Muttertier ist in der Regel nicht weit weg, gerade auf
Mäusejagd oder versteckt sich in unmittelbarer Nähe." Die Jungtiere
sollten nur aus größerer Entfernung beobachtet werden. "Wenn
Spaziergänger Zweifel haben, ist es sinnvoll, den zuständigen Förster,
Jäger oder den BUND zu kontaktieren, und die Stelle, an der die
Kätzchen gesichtet wurden, mitzuteilen. Unsere Kolleg*innen kümmern
sich dann darum", so Krug.

Die Wildkatze benötigt für die Aufzucht ihres Nachwuchses Baumhöhlen,
Totholz, umgeworfene Wurzelteller und dichtes Gestrüpp als Versteck.
Der BUND fordert Förster und Waldbesitzer auf, den Windwurf von
Winterstürmen wo immer möglich in den Wäldern zu belassen und vom
Borkenkäfer befallene Bäume in Schutzgebieten erst bei der regulären
Holzernte im Herbst zu beräumen, um Wildkatzen und andere bedrohte
Waldtiere nicht bei der Aufzucht zu stören und zu gefährden.

Wer Wildkatzenjunge gesehen hat, kann dies dem BUND Niedersachsen
"Rettungsnetz Wildkatze" melden: 

www.bund-niedersachsen.de/wildkatzen

Hintergrund: 

Die Wildkatze breitet sich seit einigen Jahren auch in Niedersachsen
weiter aus. Auch in der Lüneburger Heide konnte der BUND die
Mäusejägerin bereits nachweisen. Häufig werden die grau-getigerten
Wildkätzchen für Nachwuchs verwilderter Hauskatzen gehalten.
Insbesondere junge Wildkatzen sehen Hauskatzen zum Verwechseln
ähnlich. Wenn sie älter werden, verblasst die Fellzeichnung und sie
sind durch ihren kräftigen Körperbau und den buschigen Schwanz mit
stumpfer, schwarzer Spitze als Wildkatze besser zu erkennen.

Bäume zu fällen und aus den Waldflächen abzutransportieren ist in der
Brut- und Setzzeit in Wäldern in Niedersachsen nicht generell
verboten. Lediglich in den wertvollsten Teilen von
Natura-2000-Gebieten ist dies in der Regel von Anfang März bis Ende
August nur mit Zustimmung der Naturschutzbehörde erlaubt. Selbst
diese, aus Sicht des BUND völlig unzureichende Einschränkung, soll in
diesem Jahr nicht gelten. Das niedersächsische Umwelt- und das
Landwirtschaftsministerium hatten den Landkreisen und kreisfreien
Städten im März aufgrund der befürchteten Ausbreitung des Borkenkäfers
empfohlen, die zeitliche Begrenzung für die Holzentnahme und Pflege in
Natura-2000-Gebieten vorübergehend auszusetzen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.06.2019
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STELLUNGNAHME/557: Keine Verwässerung der Ergebnisse des Runden Tisches (Volksbegehren Artenvielfalt)


Volksbegehren Artenvielfalt - Gemeinsame Pressemitteilung, 6. Juni
2019

Keine Verwässerung der Ergebnisse des Runden Tisches

Parlamentarische Beratungen zum Gesetzespaket starten heute -
Trägerkreis hat über 20 Anträge naturschutzfachlich geprüft



Hilpoltstein/München, 06.06.2019 - Mit der heutigen Sitzung des
Umweltausschusses des Bayerischen Landtages starten die
parlamentarischen Beratungen zum Gesetzpaket "Volksbegehren
Artenvielfalt". Dieses besteht aus dem Volksbegehrensgesetz und dem
von CSU und Freien Wählern eingebrachten Ergänzungsgesetz. Dazu liegen
dem Trägerkreis des Volksbegehrens mittlerweile über 20 Anträge vor.
Ab heute wird über sie in den Ausschüssen des Bayerischen Landtages
beraten. "Ich appelliere an alle Parteien, sämtliche Änderungsanträge,
die einen Mehrwert für die Biologische Vielfalt bringen, zu
beschließen. Es geht um ein Vermächtnis für kommende Generationen und
hier sollten parteitaktische Gesichtspunkte keine Rolle spielen",
fordert der LBV-Vorsitzende Dr. Norbert Schäffer.

Die Anträge umfassen Änderungen zum Begleitgesetz sowie diverse
weitere Anträge von CSU/Freie Wähler, Bündnis 90/Die Grünen, SPD und
FDP. Fachleute des LBV und der Gregor Louisoder Umweltstiftung haben
eine erste Sichtung dieser Anträge vorgenommen. Wie bereits vorher
angekündigt wurden dabei nur naturschutzfachliche Aspekte
berücksichtigt. "Wir begrüßen die umfassenden parlamentarischen
Beratungen zum Volksbegehren. Selbstverständlich bleibt es dabei: Alle
Beschlüsse werden nach rein naturschutzfachlichen Kriterien bewertet.
Entscheidend ist, was für die Natur dabei rauskommt", sagt Claus
Obermeier, Vorstand der Gregor Louisoder Umweltstiftung.

Mehrere Anträge von Bündnis 90/Die Grünen und SPD konkretisieren oder
erweitern die im Volksbegehrensgesetz vorgelegten Verbesserungen. So
fordern Bündnis 90/Die Grünen eine erweiterte Regelung zur Pflege von
Flächen der öffentlichen Hand im Sinne des Naturschutzes. "Bayern
steht vor einer Zeitenwende im Tier- und Pflanzenschutz. Die
Bürgerinnen und Bürger haben mit dem Volksbegehren den Weg aufgezeigt,
jetzt kommt es darauf an, dass ihn alle relevanten Akteure mitgehen.
Vor allem unsere Städte und Gemeinden sind dann in der Pflicht, ihre
Flächen umweltgerecht zu bewirtschaften. So schaffen wir Kleinode der
Artenvielfalt", so Ludwig Hartmann, Fraktionsvorsitzender von Bündnis
90/Die Grünen im bayerischen Landtag.

Die SPD hat unter anderem eine erweiterte Eindämmung der
Kunstlichtverschmutzung auch auf privaten Gebäudefassaden beantragt.
Weitere Anträge sehen eine Evaluations- und Berichtspflicht zur
Wirkung von Agrarumweltmaßnahmen vor und nehmen den im Entwurf von
CSU/Freien Wählern enthaltenen Haushaltsvorbehalt für den
Vertragsnaturschutz zurück. Der Trägerkreis des Volksbegehrens begrüßt
diese Anträge aus naturschutzfachlich Sicht, da sie die Wirkung des
Gesetzespaketes verbessern.

Kritische Punkte in den Anträgen von CSU und Freien Wählern

In den Anträgen von CSU und Freien Wählern sind neben diversen
positiven Aspekten auch kritische Punkte enthalten. Diese werden in
den nächsten Tagen von den Experten des Trägerkreis des Volksbegehrens
genauer überprüft und bewertet, da hierbei eine Verwässerung der Ziele
des Volksbegehrens Artenvielfalt und der Ergebnisse des Runden Tisches
nicht ausgeschlossen werden kann.

Außerdem bilden einige Anträge ein schwer nachvollziehbares und
verschachteltes System, da diverse Passagen in getrennten Beschluss-
und Änderungsanträgen offensichtlich aufeinander aufbauen. Alleine
gesehen sinnlos ist der in einer dem Trägerkreis vorliegenden
Entwurfsfassung zu einem Antrag enthaltene folgende Satz, der
naturschutzfachlich nicht nachvollzogen werden kann, da ein möglicher
Biotopstatus nach Bundesnaturschutzgesetz naturschutzfachlich
festgestellt wird, keine "Ausweisung" erfolgt und die hier
vorgeschlagenen Regelungen vermutlich zu unabsehbaren zeitlichen
Verzögerungen führen würden: "Zudem soll sichergestellt werden, dass
bei der Biotopkartierung die Grundstückseigentümer einbezogen werden.
Auf Wunsch eines Grundstückseigentümers ist vor der Ausweisung ein für
ihn kostenloses Schlichtungsverfahren durchzuführen."

Ein anderer Antrag verlagert die in der Vergangenheit kontrovers
diskutierten Fragen zur Abgrenzung geschützter Biotope auf eine noch
zu erlassende Rechtsverordnung der Staatsregierung. Ob hierdurch der
gesetzliche Biotopschutz gemäß Bayerischem Naturschutzgesetz und
Bundesnaturschutzgesetz unterlaufen oder verzögert werden kann, muss
der Trägerkreis noch prüfen.

Ein drittes Beispiel: Um die Formulierung zum gesetzlichen
Bildungsauftrag beim Thema Landwirtschaft war in der entsprechenden
Fachgruppe des Runden Tisches in mehreren Sitzungen gerungen worden.
Der Konsens-Textvorschlag wurde Wort für Wort von allen Beteiligten
mitgetragen. Nun haben CSU und Freie Wähler im Änderungsantrag aber
einen wichtigen Halbsatz einfach gestrichen: "und ebenso Probleme, die
durch intensive Landnutzung entstehen".

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 06.06.2019

Volksbegehren Artenvielfalt
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